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Anſtalten Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Freitag, den 18. Jannar 1867. 


O. K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 


Berlin, 17. Januar. 
54. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 
Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find ſchwach beſetzt. Am Miniſter⸗ 
tiſch die Reg.⸗Commiſſarien v. Keudell, Graf zu Eulenburg u. A. Mimiſter⸗ 
Praͤſident Graf Bismarck theilt durch Zuſchrift an das Präſidium mit, daß 
er verhindert iſt, bei der Verhandlung über den Antrag des Abg. Paur zu 
4 Der Präſident des Herrenhauſes theilt die legten Beſchlüſſe deſſel⸗ 


n mit. 

E.ſter Gegenſtand der Tagesordnung ift die Schlußberathung über 
den vom Abg. Dr. Paur beantragten Geſetzentwurf, betreffend die Erthei⸗ 
lung von Diäten an die wur en Abgeordneten zum norddeutſchen 
Parlament. Ref. Abg. Graf Bethuſy⸗Huc beantragt das Geſetz zu ver⸗ 
werfen. Ref. Abg. Frhr. v. Hoverbeck das Geſetz zu genehmigen. Es 
erhält das Wort der ect 

Ref. Abg. Graf Bethuſy⸗Huc: Ich bin mir bewußt, heut der Sach⸗ 
walter einer unpopulären Sache zu ſein und ich glaube auch Ihrerſeits für 
meine Ausführungen eine geringe Hinneigung vorausſetzen zu dürfen, da Sie 
mir ea een Motive dabei zumuthen werden. Und ich bekenne mich 
u dieſen Motiven, ohne darin einen Vorwurf zu erkennen. Wir haben die 
Pflicht, die Intereſſen des Vaterlandes, alſo politiſche Intereſſen zu vertreten, 
wie Jeder ſie verſteht. Partei iſt nichts Anderes, als der gemeinſame Aus⸗ 
druck der Art, fie zu vertreten; wird fie Selbſtzweck, fo wird fie unberechtigt. 
In diefer Frage bin ich von ſpeclfiſchen Barteiinterefien jo weit entfernt, daß 
ich Dee ich werde Ihnen zu fortſchritilich fein und für die einzig dispu⸗ 
table Anſicht über meinen Antrag halte ich die, daß er verfrüht iſt. 

Zuerſt aber möchte ich die Frage anregen, ob der Antrag des Abgeord⸗ 
neten Paur überhaupt noch zuläſſig iſt. In der Sitzung vom 17. Septbr. 
haben wir einen ähnlichen Antrag des A 5 Schulze discutirt und denſelben 
abgelehnt. Nach Art. 64 der Verfaſſung können aber Geſetzesvorſchläge, die 
verworfen ſind, in derſelben Sitzungsperiode nicht wieder aufgenommen wer⸗ 
den. Dieſer Artikel ſteht alſo dem Antrage Paur entgegen. Derſelbe unter⸗ 
ſcheidet ſich von dem Antrage Schulze nach drei Richtungen. Letzterer iſt 
nämlich nur als Amendement zu einem Geſetz eingebracht worden, während 
erſterer ſelbſt ein Geſetzvorſchlag iſt. Das iſt aber nur ein formeller Unter⸗ 
ſchied. Ferner wollte der Antrag Schulze die Diäten für den ganzen nord⸗ 
deutſchen Bund, während der Antrag Paur fie nur für Preußen vorſchlägt; 
dadurch aber, daß wir die Diäten für den ganzen norddeutſchen Bund ver⸗ 
weigert haben, haben wir ſie auch für Preußen verweigert. Endlich überließ 
der Antrag Schulze der Regierung die Beſtimmung des Quantums der Diäten, 
während der Antrag Paur fie fixirt: über die Modalitäten kann aber nicht 
mehr discutirt werden, wenn die Frage des „ob“ bereits verneint iſt. Ich 
ſtelle daher den Principalantrag, daß es dem Herrn Praäſidenten gefallen 
möge, erſt eine Abſtimmung darüber zu veranlaſſen, ob der Antrag Paur 
überhaupt noch zuläſſig ſei oder nicht. Ich möchte aber, wenn dieſe Frage 
verneint wird, noch darauf are ob es loyal iſt, wenn ein Contrahent 
um Zuſtandekommen eines Geſchäſts ſich Bedingungen unterworfen hat, die: 
Helden Bedingungen, wenn das Geſchäft zu Stande gekommen ift, wieder bin: 
wegzunehmen und ſeine urſprüngliche Abſicht entweder dem Mitcontrahenten 
zu betropiren oder durch eine Pe hinein zu ſtipuliren. 2 

Sollte beides nicht gelingen, ſo frägt es ſich, ob es zweckmäßig iſt, daß 
das Abgeordnetenhaus einen Beſchluß faßt, der nach der bekannten Disposition 
der anderen Factoren der Geſetzgebung ein legislatoriſcher Monolog zu blei⸗ 
ben verſpricht, wenn es ſich dadurch mit einem frühern Beſchluß in Wider⸗ 
en müßte. Ich muß nun aber als Referent auch materiell die 
ten. Ich will Sie da nicht mit der Herzählung der Zuſtäude 
n ermüden. Die Motive, die der Herr Antragſteller ſeinem 
Antrage n. Matt hat, ſind ſo aphoriſtiſch, daß ich mich nach andern Docu⸗ 
menten zur we feiner Anſicht umgeſehen habe. Der Hr. Abg. 
Schulze führte damals als Motive in feiner Rede an, daß ohne die Diäten 
das paſſive Wahlrecht für einen großen Theil der Staatsbürger wieder auf⸗ 
gehoben wäre, man gebe dann mit der einen Hand, um mit der anderen 


wieder zu nehmen; die Kreiſe ſollten nicht darauf angewieſen werden, ihren 


Vertretern dieſe Diäten nöthigenfalls zu zahlen; die Zahlung der Diäten ſei 
ein Ausheben d. Correlat zur allgemeinen Wehrpflicht und er meint wohl, 
die Aufhebung der Diäten IM ein Privilegium des Vermögens zu Ungunſten 
der Intelligenz. Ich behaupte dagegen, der Wegfall der Diäten iſt ein noth⸗ 
wendiges Correlat der allgemeinen Wahlfreiheit, der Wehrpflicht, der Zu⸗ 
laſſung von Beamten, er iſt das Fundament und der Schlußſtein des Self⸗ 
overnment; durch die Sahlung von Diäten würde ein Privileg für den 
eamtenſtand ſubſtituirt. Außerdem haben wir aber fo viele intelligente und 
bemittelte Staatsbürger, daß mein Antrag gerechtfertigt iſt. ; 
Heißt die Wahlfreiheit, das Geſetz ſoll für Na der zur Annahme eines 
Mandats geneigt und befähigt iſt, Hinderniſſe nicht ſchaffen Soll das 
bon Herrn Schulze fo oft intonirte laissez faire und laissez passer vom 
ſocialen, national⸗öͤkonomiſchen Gebiet auf das politiſche Gebiet übertragen 
werden? So verſtehe ich die Wahlfreiheit. Oder heißt ſie, das Geſetz ſoll alle 
inderniſſe der Art wegräumen, daß Jeder der vielen Millionen Bürger ein 
andat annehmen könne. Das wäre eine künſtliche Interpretation des Wor⸗ 
tes Freiheit. Soll der Staat einen Bürger, der geeignet und geneigt wäre, 
ein Mandat 1 e aber aus Geſundheitsrückſichten ſich in dieſem Haufe 
nicht aufhalten könnte, etwa auch geſund machen? Oder ſoll er einen Eingri 
in das Privatrecht machen, um die allge neine Wahlfreiheit auszuführen? Die 
Mittelloſigkeit aber iſt auch ein in der Petſon begründeter Mangel an Be⸗ 
dee 20 ein Mandat anzunehmen. Und ich glaube, daß mit Recht eine grö- 
ere Wohlbabenheit, als zur Erlangung der Bildung und der Intelligenz 
genügt, den Anſpruch hat, als ein politiſches Schwermoment im Staate be: 
trachtet zu werden. Findet ſich aber neben dem Mangel an äußerer Befähi- 
ung bei einem Individuum ein eminenter Ueberfluß an innerer Delähigung, 
0 iſt dieſer Mangel in keiner Weiſe irreparabel. Herr Schulze hielt damals 
die Diatenzahlung an die Abgeordneten bon Seiten der Wahlkreiſe unter allen 
Mitteln für das verwerflichſte. Aber warum requirirt er denn hier die Staats⸗ 
hilfe zur Ausgleichung der Ungleichheit, warum appellirt er denn hier nicht 
an die Genoſſenſchaft? Er ſagt, die Dienſte werden dem Staat geleiſtet. Ge⸗ 
wiß! Aber indirect werden alle Dienſte dem Staat geleiſtet. Jedes Paar 
neue Schuhe vermehrt das Nationalvermögen, alſo das Staatsvermögen. 
Heiterkeit.) Aber wo das Criterium der Befähigung zu Dienſten von Andern, 
ier von der Wählerſchaft gegeben wird, kann der Staat nicht eintreten. Ich 
ann auch in der Annahme einer Remuneration ſeitens der Wähler nichts 
ge was der Würde der Abgeordneten Abbruch thut; ich halte es vielmehr 
r einen verſtärkten Ausdruck des Vertrauens. Sie ſprechen jo oft von 
Sale ee und ſchrecken doch vor jedem erſten Schritt dazu zurück. 
Die Selbitregierung 4 die Subſtituirung von Mitgliedern des Volles, 
welche ohne Bezahlung als Ehrenämter die Geſchäfte verwalten, welche bisher 


bezahlte Beamte verwalteten; das hehe Ehrenamt eines Abgeordneten iſt aber 


der höchſte Ausdruck der Selbſtregierung. Es liegt freilich ein Cenſus in dem 
Wegfall der Diäten, aber ein relativer, negativer und paſſiver Cenſus. Der⸗ 
ſelbe iſt- aber auch ein nothwendiges Correlat des Einkommenſyſtems und der 
allgemeinen Wehrpflicht. Denn bei letzterer beſteht darin ein Cenſus, daß 
dazu eine gewiſſe 1 ein gewiſſes pet gehört. Ebenſo ift er 
aber ein Correlat der Zulaſſung der Beamten überhaupt. In dem Conflict 
der letzten Jahre konnte ein großer Theil der Beamten allen centraliſtiſchen 
Beſtrebungen des Miniſteriums aus dem Lande heraus entgegentreten. Dieſe 
Aufgabe hat der preußiſche Beamtenſtand mit Ehren erfüllt; wir werden ſie 
ihm jetzt aber abnehmen; denn die Einheit der Staatsidee wird dadurch ver⸗ 
ehrt. Auch wird eine Landesvertretung, welche vorwiegend aus Beamten be⸗ 
sieht, wahrlich nicht dazu dienen, ihre Freiheit zu vermehren. Die Zahlung 
von Diäten wird aber den Andrang von Beamten in die Landesvertretung 
ſehr vermehren, sn im Gegenſatz zu Geichäftsleuten, für deren Opfer 
die Diäten gar kein Aequivalent ſind. Die Beamten werden gern die Gele⸗ 
genheit ergreifen, ihren alltäglichen Geſchäften auf einige Zeit zu entgehen 
und einige Monate in Berlin zu leben. Ich will dem Stande damit durch⸗ 
aus nicht zu nahe treten; aber das iſt menſchlich. (Unruhe.) Außerdem 
wollen die Beamten viel eher etwas haben, um vorwärts zu kommen, 
als die Geſchäftsleute, en werden fie dann immer geneigt fein, ihre 
Amtsgeſchäfte mit den Geſchäften als Abgeordnete zu bertaujcen. (Links 
Ruf: Obl m Sollte ich damit n beleidigt haben, ſo bitte ich 
herzlich um Verzeihung. (Heiterkeit. 
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„Werden Diäten gezablt, jo kommt eine poſitive Verbeſſerung ihrer mate⸗ 
riellen Stellung dazu. Es frägt ſich aber, wie ſich die Wählerſchaft gegenüber 
dieſer Neigung der Beamten, Mandate anzunehmen, verhalten wird. ch 
glaube nun, daß bei dem großen Einfluß, den die preußiſchen Beamte in 
unfern ſtädtiſchen und ländlichen Kreiſen noch haben und haben müſſen, wie 
ich zugeſtehe, und bei der Abgeneigtheit anderer Kategorien, die Opfer zu 
bringen, welche die Annahme eines Mandats koſtet, die Folge die ſein wird, 
daß über kurz oder lang die eine Kammer, die wir ja im vorddeutſchen Bunde 
nur haben ſollen, zum größten Theil aus Beamten beſtehen wird. Dann wür⸗ 
den wir ſtatt der naturgemäßen unabhängigen Vertretung der Steuerzahler 
eine abhängige Beamtenkammer erhalten und dadurch würde ſicher die Frei⸗ 
heit auf die Dauer gefährdet werden. Ich gebe für jetzt zu, daß wir die 
Beamten noch nicht ganz entbehren können; aber durch den Wegfall der Diäten 
würden die Beamten auch gar nicht abſolut ausgeſchloſſen werden; es würden 
ſich immer Herren finden, welche wegen ihrer Wohlhabenbeit oder wegen der 
Nähe ihres Wohnſitzes bei oder in Berlin auch ohne Diäten ein Mandat an⸗ 
nehmen und wo das Vertrauen einem unvermögenden Beamten geſchenkt wird, 
kann der Wahlkreis eintreten. Endlich glaube ich, daß ſich genug intelligente 
und wohlhabende Staatsbürger in Preußen finden laſſen, um die Wähler 
nicht auf einen zu engen Kreis zu beſchränken. Wenn es ſich um die Abſchaf⸗ 
fung der Diäten für unſere zweite Kammer handelte (Bewegung. Ruf: zweite 
Kammer?) — ja, meine Herren, das iſt ſie nun einmal, aber ich meine das 
Abgeordnetenhaus — dann wäre das etwas Anderes. Jetzt aber ſollen wir, 
während wir bisher 600 Vertreter gehabt haben, auf demſelben Flächenraum 
nur 192 Abgeordnete wählen und die werden ſich unter den 19 Millionen 
Einwohnern aus allen Kategorien ſehr leicht finden laſſen. Principaliter halte 
ich alſo, um noch kurz zu reſümiren, die Discuſſion über den Antrag Baur 
für unzuläſſig und bitte den Hrn. Präſidenten, über dieſen meinen Antrag 
abſtimmen zu laſſen; eventugliter aber bitte ich Sie, aus den von mir ange: 
führten Gründen gegen den Antrag Paur zu ſtimmen. 

Präſident v. Forckenbeck: Da ich den Antrag des Abg. Grafen Ber 
thuſy⸗Huc nicht für rein formell, ſondern weſentlich materiell halte, bitte ich, 
denſelben ſchriftlich einzureichen. 1 f 

Referent Abg. Frhr. v. Hoverbeck: Zunächſt muß ich der Meinung 
entgegentreten, daß dies Geſetz in dieſer Seſſion ſchon einmal 3 
habe, A e und jetzt nicht wieder eingebracht werden dürfe. Ein 
beſtimmter Geſetzesvorſchlag dieſer Art iſt noch nicht discutirt worden, ſondern 
ein Amendement zum Wahlgeſetz und in dieſes gerade wollten wir eine 
ſolche Beſtimmung über die Diäten nicht aufnehmen. Deswegen haben Viele 
damals gegen das Amendement geſtimmt, welche heute dafür ſtimmen wer⸗ 
den, weil jetzt ein beſonderes Geſetz vorliegt. uch in der Commiſſion und 
in der Plenarſitzung iſt damals als einziger Grund gegen das Amendement 
angeführt worden, daß es nicht in das Wahlgeſetz paſſe. Der Abg. Graf 
Schwerin hat damals ſogar anerkannt, daß für jetzt eine Vertretung ohne 
Diäten in Preußen nicht gut beſtehen könne — lich glaube übrigens, daß 
das in Preußen niemals der Fall ſein wird!) — daß aber in dieſes Geſetz 
eine ſolche Beſtimmung nicht paſſe, weil ſie möglicher Weiſe die Vereinbarung 
über das ganze ane e ſtören oder ganz verhindern könne. Das war 
damals der einzige Einwurf der Gegner des Amendements und auch der 
Miniſter⸗Präſident bat, man möge nicht durch eine ſolche Beſtimmung einen 
Vorwand ſchaffen, welcher der etwaigen Abneigung einzelner deutſcher Regie⸗ 
Be eine Handhabe zur Oppoſition gegen den norddeutſchen Bund bieten 

nne. 

Dieſe Zeit iſt aber vorüber und heute kann ſowohl die Regierung, wie 
das Abgeordnetenhaus dem vorliegenden Geſetze zuſtimmen. Wir fordern ja, 
wir können ja nicht mehr für alle Abgeordneten Diäten fordern; das iſt jetzt 
jeder einzelnen Regierung überlaſſen. Aber in Preußen wollen wir verlan⸗ 
gen, nd billig iſt und was der Staat für die Gleichheit aller ſeiner 
Bürger thun muß. Wollten wir darauf warten, bis das Parlament ſelbſt 
dieſe Frage erledigt, ſo würde es für daſſelbe peinlich ſein, ſich ſelbſt Diäten 
zu botiren, vor Allem aber kann dadurch, daß dieſe Frage noch nicht entſchie⸗ 
den iſt, ein ganz anderes Parlament zu Stande kommen. Denn dieſe Frage 
könnte wohl den Einfluß haben, daß Manche, trotzdem ſie das Vertrauen ihrer 
Wähler beſitzen, die Wahl aus Mangel an Geldmitteln nicht annehmen könn⸗ 
ten. Aber es ſprechen auch noch finanzielle und politiſche Gründe dafür. Die 
Koſten, welche die Diätenzahlung verurſachen würden, würden ſich auf circa 
00,000 Thaler belaufen; ich hoffe, daß unſere Staatskaſſe das ertragen 
kann, da fie ja ſehr gut ſituirt zu fein ſcheint; wir haben ja kürzlich erſt 
1% Millionen zu Dotationen bewilligt. (Rechts: Oh! oh!) Aber wie au 
die Staatskaſſe geſtellt ſein mag, das Land an ſich iſt kein reiches; vor allen 
größeren Staaten iſt es Preußen eigenthümlich, daß ſein Volk vorzugsweiſe 
em arbeitendes Volk iſt in materieller oder geiſtiger Beziehung. 
nicht immer die redliche und talentvolle Arbeit auch von dem genügenden 
Erfolge gekrönt iſt, jo wollen wir hier nicht den Unterſchied conftatiren, daß 
nur der zum Vertreter ſoll gewählt werden können, der von ſeiner Arbeit 
ſchon Erfolg gehabt hat; das würde die ganze Färbung des Parlaments irriti⸗ 
ren. Und wenn Sie die Diäten bewilligen, jo iſt das noch durchaus keine 
übertriebene Bezahlung für den dem Staate geleiſteteu Dienſt; wir wiſſen ſehr 
wohl, daß die Abgeordneten noch außerdem Opfer zu bringen haben. 

Aber der Weg zu dieſer Vertretung muß Jedem offen ſtehen, der von 
dem Vertrauen ſeiner Mitbürger dazu erkoren wird, er mag arm oder reich 
fein. Glücklicher Weiſe ſteht in Preußen den Armen noch zu allen Ehren 
Weg offen, ſoll es doch ſogar Miniſter ohne Vermögen 
geben; ich glaube deswegen, daß wir die Pflicht haben, dafur zu ſorgen, daß 
es auch arme Abgeordnete geben kann. Der Vorredner hat nur geſagt, die 
Partei des betreffenden Abgeordneten könne ja die Koſten tragen. Ich hoffe, 
daß das geſchehen wird, wenn durch den Widerſpruch der Regierung oder des 
andern Factors der Geſetzgebung dies Geſetz nicht zu Stande kommt; aber 
eine Unwürdigkeit liegt darin und zwar nicht für die Abgeordneten, ſondern 
für den Staat, der ſeine Pflicht gegen die Arbeit deſſelben ſo ſchlecht erfüllt, 
daß er es ihm nicht einmal ermöglicht, zu eriftiven. Aber dieſe Bedenken find 
untergeordneter Art gegenüber den politiſchen Bedenken. Denn die Verwei⸗ 

erung der Diäten ift eine hoffentlich nicht beabfichtigte, aber doch thatſächliche 

aͤlſchung des allgemeinen Wahlrechts, deſſen eigentlicher Kern der iſt, daß 
einerſeits Jeder zur Wahl gleich berechtigt iſt und andererſeits gerade der ge⸗ 
wählt werden kann, der das Vertrauen Seiner Mitbürger befigt, er mag arm 
oder reich fein. Ohgehin hat jest das allgemeine Wahlrecht mit ſchweren 
Mißſtänden zu kämpfen; wir haben eine gerne Art (Widerſpruch rechts, 
Zuſtimmung links) und ein beſchränktes Vereinsrecht! Das ſind Grundbedin⸗ 
gungen des allgemeinen Wahlrechts; und wenn ſchon dieſe verletzt und ver⸗ 
kümmert ſind, dann hüten Sie ſich auch noch, ein Princip anzugreifen, das ſo 
wichtig ift, daß ohne daſſelbe das freie allgemeine Wahlrecht in Wahrheit 
nicht beſtehen kann! (Bravo!) Aber es iſt auch nicht länger Zeit, damit zu 
zögern; das Volk muß vor den Wahlen willen, daß es wählen kann, wen 
es wählen will und daß Armuth kein Hinderniß ſein darf. 

Das Intereſſe der Regierung aber ſteht hier auf demſelben Boden; will 
ſie von dem Parlament Schutz haben gegen den Parlamentarismus im In⸗ 
nern und gegen die feindlichen äußeren Beſtrebungen, fo muß ſie ein kräfti⸗ 
ges, geſundes und unfehlbares Parlament haben; das iſt aber nur möglich, 
wenn das allgemeine Wahlrecht ehrlich und aufrichtig durchgeführt wird. 
Wenn man ſich auf die neuen Provinzen berufen hat, ſo freue ich mich, daß 
man ihrer fo oft als möglich gedenkt; auch ich gedenke ihrer jetzt. | ch glaube 
aber nicht, daß die Verweigerung der Diäten dort Vertrauen erwecken wird: 
ſie wird vielmehr zu den vielen unberechtigten Vorwürfen, die wir von dort 
zu hören bekommen, noch einen neuen großen und berechtigten Vorwurf hin⸗ 
zufügen. Der Herr Vorredner ſcheint zu glauben, weil die Handelsfreiheit in 
der Wegräumung von Hinderniſſen beſtehe, beſtehe alle Freiheit darin. Hier 
geht das Poſtulat der Freiheit darauf, daß das Volk Jeden wählen kann, den 
es wählen will, auch den Armen. Die Regierung kann auch einen Kranken 
nicht wieder gelund machen; fie kann nicht einmal hindern, daß Geſunde bier 
krank werden! (Heiterkeit.) er ſie muß einen ehrlichen Arbeiter für ſeine 
Arbeit entſchädigen. Wenn er ferner gefragt hat, warum der Abg. Schulze nicht 
auch hier das Genoſſenſchaftsweſen empfehle, fo bemerke ich, daß derſelbe es 
dahin verweiſt, wohin es gehört; aber ein anderes Princip deſſelben iſt auch, 
daß derjenige die Arbeit bezahlen ſoll, dem ſie geleiſtet wird; alſo muß hier 
der Staat die Zahlung übernehmen. in ganz ſeiner Anſicht, daß die 
Zahlung der Diäten durch die Wähler nicht unwürdig wäre. Aber die Re⸗ 
gierung hat darüber eine andere Auffaſſung; ſie hat mehrfach Unterſuchungen 
eingeleitet, weil Einzelne gezwungen waren, von ihren Waͤhlern Stellvertre⸗ 


enn nun 


tungsfoften anzunehmen. (Hört!) Ich denke, dem kommt die Regierung am 
beſten durch die Bewilligung von Diäten zuvor. 

Auch ich glaube, daß in der Verweigerung der Diäten ein Cenſus liegt; 
wenn aber der Herr Vorredner ſagt, es läge auch in dem freiwilligen Militär⸗ 
dienſt ein Cenſus, jo muß man conſequent dann auch ſagen, daß im Mittag⸗ 
eſſen ein Cenſus liegt, da der Mann, der eſſen will, ſich erſt die Mittel dazu 
erwerben muß. Der Zweck des Herrn Vorredners iſt aber namentlich der, 
die Beamten auszuſchließen, da dieſelben leicht verführt werden könnten, eine 
ſolche Stellung zu ihrem Vorwärtskommen auszubeuten. Ein ſolcher Vorwurf 
wird wohl wenige Beamte treffen und ich hoffe wenigſtens, daß die Beamten 
in den Reihen der Oppoſition dazu keine Gelegenheit gegeben haben. (Sehr 
wahr! Heiterkeit.) Aber auch Nichtbeamte können ſehr leicht Streber“ fein 
und es giebt für Jeden gewiſſe Vortheile, welche er durch ſeine Abſtimmungen 
und ſeine ganze Haltung erreichen kann. Dieſe Frage liegt aber hier gar 
nicht vor; denn es können zum Parlament Beamte gewählt werden, ſelbſt 
ohne einen Urlaub nachzuſuchen. Wenn uns der Herr Vorredner ſchließlich 
auf die latenten Kräfte des Herrenhauſes verwieſen hat (Heiter eit) und ge 
ſagt hat, wir würden in dieſen ſehr wohlbegüterten Herren immer die Ver⸗ 
tretung finden, die auch ohne Bezahlung ihre Pflicht thun würden, ſo fürchte 


ich, daß dem Volke dieſe 2 Beifall nicht als die angemeſſenſte erſcheinen 


möchte. (Bravo! Lebhafter Beifall. 

Es wird der inzwiſchen ſchriftlich eingereichte Antrag des Grafen Bethuſy⸗ 
Huc verleſen. Derſelbe lautet: Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, 
den Antrag des Abg. Dr. Paur, weil es denſelben gelegentlich des Antrages 
Schulze ſchon in dieſer Seſſion implicite abgelehnt hat, als gegen den Art. 64 
der Verfaſſung verſtoßend, folglich für unzuläſſig zu erklären. 

Präſident v. Forckenbeck will dieſen Antrag vor den Anträgen der Re⸗ 
ferenten zur Abſtimmung bringen. 

Abg. Lasker (zur Geſchäftsordnung): Der Antrag des Abg. Graf 
Bethuſh müͤſſe ſofort erledigt werden, bevor das Haus in die materielle De⸗ 
batte eintrete. 

Dem widerſpricht der Abg. Tweſten, der den Antrag Bethuſy als über 
haupt nicht zur Abſtimmung geeignet erklärt, weil er Motive ausſpreche, die 
in gorm einer motibirten Tagesordnung ausgedrückt werden müßten. 

er Präſident v. Forcken beck ſchließt ſich der Meinung des Abg. Lasker 
an und ſchlägt daher vor, zuerſt über dieſen Antrag die Discuſſion zu eröffnen. 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc erklärt, daß er Anfangs den Antrag auf mo⸗ 


tivirte Tagesordnung geſtellt, auf Wunſch des Präſidenten aber in die vor⸗ 


liegende Form umgeändert habe. 5 

Abg. Dr. Virchow glaubt, der Präſident könne dieſe Frage von ſich allein 
aus entſcheiden und nach Art. 64 der Verfaſſung die Auffaſſung des Abg. 
Bethuſy zurückweiſen. 

Das Haus entſcheidet ſich ſchließlich nach dem Vorſchlage des Präſidenten 
dafür, zuerſt in Discuſſion über den Antrag des Abg. Grafen Brthuſy⸗Hur 
einzutreten. Da ſich Niemand zum Worte meldet, wird ſogleich zur Abſtim⸗ 
mung geſchritten, in welcher der Antrag Bethuſy⸗Huc mit ſehr großer Majo- 
rität abgelehnt wird; für ihn ſtimmen nur die Fraction Bethuſp⸗Huc, die 
Abgg. v. Vincke (Hagen) und Hauſchtek, ſowie einzelne Conſervative. 

Nunmehr wendet ſich die Discuſſion dem Antrage des Abg. Dr. Paur zu. 

Abg. v. Flottwell (gegen den Antrag): Im norddeutſchen Parlamente 
wird der preußiſche Staat ſo Überwiegend vertreten ſein, daß die Rückſichten 
auf die kleinen deutſchen Staaten durchaus nicht ins Gewicht fallen dürfen. 
Meine Entſcheidungsgründe richten ſich daher allein danach, wie es die Jn⸗ 
tereſſen des preußiſchen Staates erfordern. Das Hauptmotiv nun des Abg. 
v. Hoverbeck culminirt in der Anſicht, daß die Gleichberechtigung aller Unter⸗ 
thanen des preußiſchen Staates, zu Abgeordneten gewählt zu werden, die 
Diätenbewilligung erfordere. Ich glaube nun, man braucht durchaus nicht 
einer ariſtokratiſchen Geſinnung beſchuldigt zu werden, um der Anſicht zu fein, 
daß in der That eine große Anzahl der Wähler nicht in der Lage iſt, Ab⸗ 
geordnete zu werden. Zur Vertretung des Landes gehört eine politiſche Bil⸗ 
dung, die ſich nur durch eine gewiſſe Summe von Mitteln erreichen läßt. 
Fehlen letztere, jo iſt auch die politiſche Bildung nicht möglich. Was die 
finanzielle Seite der Frage betrifft, ſo hat Hr. v. Hoverbeck die Summe von 
60,000 Thalern als etwas ſehr Geringfügiges erklärt und dabei zu meinem 
großen Bedauern der Dotationen von 1% Millionen Erwähnung gethan. 
5 geſtehe, daß gerade ein großer Theil der Verdienſte, für welche wir die 

otation bewilligt haben, für uns gerade in der parlamentariihen Wirkſam⸗ 
keit der betreffenden Miniſter beſtand, daß die parlamentariſchen Verdienſte 
derſelben für uns mit der Hauptgrund geweſen ſind, ſie zu dotiren. Denn 
ich halte dieſe Verdienſte für nicht zu unterſchätzen und ich würde ſolche bei 
jedem Andern eben ſo gern dotiren; Areas die parlamentariſchen Größen 
der letzten Jahre würden mich nicht dazu beſtimmen, auch nur einen Thaler 
für ſie zu votiren. 

Die Diäten ſind doch nur für diejenigen Abgeordneten nöthig, welche ihren 
Wohnſitz nicht in Berlin haben. Die bemittelten Privatleute werden auch, 
ohne daß ſie Diäten erhalten, das Opfer bringen können, hier in Berlin eine 
Zeit lang zu verweilen. Die zweite Kategorie dagegen, die Beamten werden 
uns fehlen und gerade darin ſeye ich das Hauptmotiv gegen die Diäten. Es 
gab eine Zeit in Preußen, wo der Beamte wirklich der Hauptträger der In⸗ 
telligenz war, daher wir in Preußen fo viele, ich will nicht ſagen liberale, 
aber oppoſitionelle Beamte haben. Dieſe Erfahrung erklärt Vieles, woran 
wir jetzt kranken. Früher konnte allein der Beamte gewiſſe Beſchwerden zur 
Sprache bringen und ſo hat er ſich allgemach daran gewöhnt. Durch die faſt 
20 jährige parlamentariſche Erfahrung aber, durch die Betheiligung der beſitzen⸗ 
den Klaſſen an den Aufgaben des Staates iſt die Thätigkeit der Beamten in 
dieſer Hinſicht weſentlich weniger nöthig geworden. Der Beamte darf in der 
Kammer keine Stimme haben. Er will entweder durch ſeine Thätigkeit in 
derſelben ſich Gunſt bei der Regierung erwerben oder aber er kommt in die 
traurige Lage, oppoſitionell in der Kammer und zugleich miniſteriell im Amte 
zu ſein und gewiſſermaßen für ſeine Thätigkeit in und außer der Kammer 
eine doppelte Buchführung einzurichten. Gerade Sie, m. H., auf der linken 
Seite müſſen dahin wirken, daß dieſer Zuſtand aufhört. Daß ſelbſt die Bil⸗ 
dung des Beamten eine derartige iſt, > ihm dadurch eine präjubicielle Stel⸗ 
lung zu gewiſſen Fragen gegeben wird, das iſt ja der Grund davon, daß Sie 
hier auf dieſer Seite ſo viele Landräthe und auf jener wieder ſo viele Kreis⸗ 
richter ſehen. Denn ein Jeder trägt die Gewohnheit der politiſchen Auffaſ⸗ 
ſung in ſich. 

Ich ſpreche durchaus kein tadelndes Urtheil darüber aus, ich conſtatire 
nur einen ganz naturgemäßen Zuſtand. 
liberaler Seite aus doch Ihre Zuſtimmung geben. Gerade Autoritäten Ihrer 
Partei haben dies mit einer Schärfe bewieſen, gegen die Sie gar keine Argu⸗ 
mente aufbringen können. N 0 
Mill, welcher jagt, daß mit der Bewilligung von Diäten der Sitz im Haufe 
das Ziel von Abenteurern niedrigſten Ranges werden würde. Aber das iſt 
doch wahr, daß wenigſtens die Möglichkeit eines ſolchen Verdachtes eintreten 
kann. Daß ferner Beamte zur Erledigung von Fachfragen unentbehrlich feien, 
wird Niemand im Ernſte behaupten. Wer hindert Sie denn, den Beamten 
der Miniſterien ſelbſt das gleiche Vertragen zu ſchenken, was Sie zu den in 
Ihrer Mitte ſitzenden Beamten haben, die doch höchſtens die halbe Autorität 
befigen als die Beamten der Regierung ſelber? Aber wäre dieſe Unentbehr⸗ 
lichleit dennoch wahr, dann würde ich mit der ganzen politiſchen Vertretung 
brechen. Das Volk wäre ein politiſch unreifes. Das heißt die Waffen eber 
aus der Hand geben, und ſollte je ein Volk ſo weit kommen, ſo iſt daſſelbe 
einer politiſchen Vertretung nicht mehr werth. Wir wiſſen ja recht gut, daß 
Sie keine Schwärmer für das allgemeine Wahlrecht ſind; das vorgelegte 
Reichswahlgeſetz war Ihnen keineswegs ſehr bequem, wenn ich an die Zag⸗ 
haftigkeit denke, mit der Sie es aufnahmen. 

Namentlich war es mir intereſſant, zu erfahren, wie ſich Herr Schulze⸗ 
Delitzſch pi dem Abg. Schulze in Bezug hierauf ftellen würde. Denn 
Herr Schulze⸗Delitzſch Fate im Handwerkerverein eine Rede gegen das all⸗ 
gemeine Wahlrecht gehalten. — (Abg. Schulze ringt in komiſcher Verzweiflung 
die Hände. Redner bemerkt dieſe Geberde.) Ich habe das in der „Kreuz⸗ 
zeitung“ geleſen (Heiterkeit) — und dieſe hatte es aus der „National⸗Zeitung“ 
abgedruckt. Alſo Herr Schulze⸗Delitzſch hat die Arbeiter gegen das allgemeine 
Wahlrecht gewiſſermaßen Euſgeiegelt, indem er ihnen rieth, fie ſollten dies 
Laſſalleſche Geſchenk nicht annehmen. Allerdings, der Abgeordnete Schulze 


hat hier für daſſelbe geſtimmt und auch dafür geſprochen, aber dadurch wird 


die Thatſache der früheren Rede nicht aufgehoben. Zum Schluß, m. H., die 


8. 


Diefem Grunde müßten Sie von 


Ich will zwar nicht ſo weit gehen wie Stuart 
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dann erſt die Geſellſchaft in den Staat ee re 


mer bekommen würden, geht auf denſelben Irrthum hinaus. Es ift 


Bitte, würdigen Sie die von mir angeführten Votive und ſtimmen Sie dem⸗ 
gene gegen den Antrag, ö 

bg. Dr. Löwe: Mich würden die Ausführungen, die ich foeben gegen 
den Beamtenſtand gehört habe, aus keinem Munde mehr überraſcht haben, 
als gerade aus dem Munde des Herrn Vorredners. Wenn man einen Na⸗ 
men trägt, der lediglich durch die guten, durch die treuen und ehrlichen und 
ausdauernden Dienſte, die er als Beamter feinem Lande geleiftet hat, einer 
der Träger des preußiſchen Ruhmes mit geworden iſt, wenn man dieſem Na⸗ 
men die ganze Stellung verdankt, in der man jetzt iſt: dann, glaube ich, hätte 
man über die Verdienſte und über die Ehren, die dem preußiſchen Beamten 
aus der ganzen Geſchichte unſeres Staatslebens zukommen, anders urtheilen 
ſollen, als es der Herr Vorredner gethan hat. Gerade der preußiſche Be⸗ 
amtenſtand hat das Verdienſt, dieſen Staat gerettet und erhalten zu 
haben; er hat das 7 Verdienſt, daß er in dem preußiſchen Staate die 
deutſche Idee, die Liebe zum geſammten deutſchen Lande als Träger der 
nationalen Idee immer lebendig gehalten hat. Und wenn Sie heute don der 
preußiſchen Führung in Deutſchland, von der Neugeſtaltung Deutſchlands 
ſprechen, und Sie wollen die Beamten von der daran mitwirkenden Arbeit 
ausſchließen, weil ſie nicht genug Vermögen haben, ſo fragen Sie ſich doch 
erſt: wer hat denn die Vorarbeiten gemacht, deren Früchte jetzt genoſſen 
werden ſollen? . 

Von welchem Kreiſe aus find diefe Arbeiten Jahre lang betrieben worden, 
Jahre lang unter Druck und Verfolgung jeder Art? Von der ſich in die 
Höhe arbeitenden, aus der Armuth und den kleinen Verhältniſſen hervorge⸗ 
benden Intelligenz unſeres Volkes! Die iſt es geweſen, die die deutſche Idee 
immer getragen hat. Sind es die Mitglieder des Herrenhauſes geweſen, frage 
ich den Herren Grafen Bethuſy⸗Huc, die die deutſche Nationalität, den Beruf 
Preußens vor Allem hergeſtellt haben? Sind nicht dieſe Klaſſen der Geſell⸗ 
chaft vielmehr es geweſen, an denen dieſer Beruf gerade immer geſcheitert iſt? 

ch will auf dieſe Betrachtungen nicht weiter eingehen, aber ich muß doch auf 
den Ausgangspunkt zurückkommen, den der Herr Graf Bethuſy⸗Huc genom⸗ 
men hat, und das um ſo eher, weil er auf eine politiſche Idee ſich gründet, 
die ich jeden Augenblick alle Anerkennung erfahren laſſe. Er ſagt, das Wahl⸗ 
geſetz iſt durch einen Compromiß zu Stande gekommen. Nun, meine Herren, 
als praktiſche Politiker gebe ich die Gewalt und Macht eines Compromiſſes 
ſehr gerne zu, ich weiß, daß im regelmäßigen Wege alle politiſche Entwicke⸗ 
lung durch Compromiſſe vor ſich geht; aber war denn hier ein Compromiß 
etwa zwiſchen dieſen beiden Theilen des Hauſes? oder zwiſchen dieſem Hauſe 
und dem Herrenhauſe? Nein! 

Wie Herr v. Hoverbeck ſchonaus den Ausführungen des Miniſterpräſidenten 
Ihnen anführte, es war ein Compromiß zwiſchen Preußen und den Klein⸗ 
ſtaaten! Es hieß, das Geſetz würde nicht zu Stande kommen, wenn wir hier 
Zuſätze machten, die die Heinen Bundesſtaaten als Vorwand benutzen könnten, 
um davon abzugehen. Nun ſind ſie aber abgegangen. Sollen wir nun 
dennoch daran gebunden ſein? Man hat in den kleinen Staaten die Diäten 
bewilligt; darnach hört für uns jeder Grund auf, unjeregfeits auf dem 
Punkte ſtehen zu bleiben. Man hat in den anderen Staaten gerade das ein⸗ 
efügt, vor deſſen Einfügung man uns warnte. Das, m. H., iſt der ent⸗ 
cheidende Grund, weshalb Mitglieder, wie ich, die damals durch dieſe Aeuße⸗ 
rung des Miniſterpräſidenten ſich haben beſtimmen laſſen, gegen das Amende⸗ 
ment 7 ſtimmen, jetzt dem Geſetze aus vollem Herzen ihre Zuſtimmung 
eben können, und ich erkläre das ausdrücklich, um von vornherein jeden 

orwurf der Inconſequenz zurückzuweiſen. 

Was nun die Gründe ſelbſt anbetrifft, die der Herr Graf Bethuſy⸗Huc 
in ſeiner wohl durchdachten philoſophiſchen „ angeführt dat, 
fo muß ich doch ſagen, daß ihm fortwährend ein Irrthum paſſirt iſt, näm 
daß er Staat und Geſellſchaft als ganz gleichbedeutend und ſich einander 
deckend betrachtet hat. Nun haben wir aber von ſeinem Freunde, dem Hrn. 
Abg. v. Flottwell, gehört, daß er fi mit Laſſalleſchen Studien, alſo mit So: 
cialismus beſchäftigt hat, und einer der geläufigſten Begriffe des Socialismus 
iſt eben, den Unterſchied zwiſchen Staat und Geſellſchaft da es und 

ir liegt es ganz 
fern, die Vertheidigung meines Freundes Schulze⸗Delitzſch zu übernehmen, 
der dieſer Vertheidigung nicht bedarf. Er iſt, ſo lange ich ihn kenne, für das 
allgemeine Stimmrecht geweſen und hat ſich, wie ich nicht zweifle, in jedem 
Augenblicke ſeines politiſchen Lebens dazu bekannt. Bei dem allgemeinen 
Wahlrecht handelt es ſich aber doch nicht um eine Leiſtung, die dem Staate 
geſchieht. Wenn der Herr Graf Bethuſy den unglücklichen Vergleich auf⸗ 
nimmt, von dem Paar Stiefel, die das Staatsvermögen vermehren ſollen, 
wenn er, wie ich ihm gerne zugeſtehe, darin Recht hat, daß fie das National⸗ 
vermögen vermehren, wie klein es auch ſei, ſo wird er mir doch wenigſtens 
in dieſem Augenblicke felbft zugeſtehen, daß feine weit ausgeführte Deduction 
eben an dem Irrthum leidet, daß er Staatsvermögen und Geſellſchaftsver⸗ 
mögen verwechſelt hat. : u Mel 

Auch der verſuchte Nachweis, daß wir hier vollſtändig eine Beamtenkam⸗ 
iſt in der 
That eine der bemerkenswertheſten Erſcheinungen, daß die Geſellſchaft an Um⸗ 
ang, Größe, Macht, Reichthum immer unverbälkuißmaßg ſchneller wächſt als 

er Staat, fo daß auch unſer Staat, wie ich leider zugeſtehen muß, beſtrebt 
ift, fo piel Früchte als möglich von der Geſellſchaft einzuziehen. Und da der 
Staat bei Keitem nicht fo ſchnell wächſt, ſo wird auch die Stellung der Ber 
amten eine bei Weitem nicht ſo maßgebende und einflußreiche bleiben, als ſie 
früher geweſen iſt. Darin liegt ja das Richtige von dem, was der Abgeord⸗ 
nete von Flottwell geſagt hat, daß die Stellung der Beamten früher bedeut⸗ 
ſamer geweſen iſt. Indem wir mehr und mehr in die induſtrielle Entwickelung 
hineingekommen ſind und indem wir, wenigſtens ich und meine Freunde, be⸗ 
ſtrebt ſind, den Staat von der Induſtrie fern zu halten, um ſo mehr werden 
wir in der That die Beamten entbehren können. Aber 1 iſt das nicht 
allein nicht der Fall, ſondern wir werden Dr viele Beziehungen, für viele 
Kreiſe des Lebens nur vortheilhaft im Intereſſe des Staates und der Geſell⸗ 
ſchaft aus den Kreiſen der Beamten unſere Wahl nehmen müſſen. Ich beklage 
es, daß man dieſe Frage hier hineingezogen hat, denn ich möchte Alles ber: 
meiden, was dahin Führt, daß von vornherein ſchon der Charakter der Ver: 
dächtigungen gegen diejenigen, die im Parlamente ſitzen werden, eingeführt 
wird. 

Was das Parlament ſein kann, wird weſentlich von der Art ſeiner dus 
ſammenſetzung abhängen; wenn irgendwo, ſo gilt hier das franzöſiſche Sprich⸗ 
wort: Tant vaut la chose que homme. Wenn wir eine A . 98 
bekommen, an die von * die Verdaͤchtigung in dieſer Weile ſchon 
gelegt iſt, ſo beklagen Sie ſich nachher nicht, daß dieſe Berfammlung im In⸗ 
tereſſe des Staates nicht ſo mächtig iſt, als ſie mächtig ſein könnte. Dies 
Parlament ſoll im Intereſſe des Staates einen Einfluß auf die anderen 
Staaten ausüben, ich erinnere Sie nur an die Mllitärfrage. In einem 
Punkte ſind wir bei dieſer ja Alle einig; wir wollen, daß alle Laſten in 
Deutſchland gleichmäßig getheilt werden ſollen. Glauben Sie aber, daß Sie 
auch nur den einen Punkt durchſetzen werden, wenn Sie die Verdächtigungen 
von vornherein gegen die große Maſſe der Leute geltend machen, die, da doch 
Preußen die große Maſſe bildet, kommen werden. Es iſt ein gefährlicher 
Punkt, den der Herr Graf Bethuſy⸗Huc berührt hat, indem er auf den Cenſus 
binwies und zugleich in Bezug auf die Beamten ſagte, fie folgten der allge⸗ 
mein menſc lichen Natur, fie 5 für ihre Intereſſen. 

Wenn Sie einen Cenſus aufftellen, der blos für den Reichthum gelten 
ſoll, glauben Sie denn nicht, daß die Conſequenz, die die Wähler ziehen wer⸗ 
den, die iſt, daß ſie ſagen: „Die Herren ſorgen nur für die reichen Leute, ſie 
denken nicht an die, die fie vertreten ſollen“. Ich habe ſchon neulich eine Anz 
deutung über dieſen Punkt gemacht, wenn die Vertretung lediglich auf die 
reichen Leute fallen kann, ſo werden dieſe die Laſten von ſich abwerfen auf 


diejenigen, die keine Vertreter haben können. Wiſſen Sie denn nicht, daß die 


rößte Furcht der kleinen Staaten der Gedanke iſt, daß ihnen jetzt eine Maſſe 
Latten aufgebürdet würden, die ſie zu tragen außer Stande ſeien? Wollen 
Sie, daß die Armen ſagen ſollen: in Preußen gilt nur der Reichthum, der 
arme Mann kann nicht zu Worte kommen, dieſe Verbindung mit Preußen 
wird zum Fluche des Pauperismus? Hüten Sie ſich doch am allermeiſten, 
* Discuſſionen zu veranlaſſen. Es iſt ferner eine Unwürdigkeit, feine 
rbeit bezahlt zu bekommen? Dafür führen Sie das Herrenhaus an. Aber 
ſoll es in dieſem Hauſe auch einmal heißen, wie der Miniſter Graf Eulenburg 
in der andern Kammer gejagt hat, man könnte nicht rechtzeitig Vorlagen 
machen, weil fie nicht complett wären? Hängt das vielleicht mit der Diäten 
frage zuſammen? Sind ſie vielleicht darum nicht hinreichend da, weil ſie 
nn für ihre Arbeit — ich weiß nicht, was fie werth iſt — nicht bezahlt bes 
ommen 8 
Aber, m. H., gerade für die neuen Provinzen handelt es ſich jetzt um die 
Frage, daß das Herrenhaus eine gewiſſe Vertretung aus gewiſſen ſehr wohl⸗ 
abenden und wohlſituirten Kreiſen haben will, und die Regierung ſelbſt ſagt 
ihnen: „ach, kommt uns doch jetzt nicht mit Leuten, die wir jetzt nicht ge 
brauchen können, grade in den reichen, adligen Kreiſen, auf die wir ſonſt bins 
gie haben, grade da fisen ja die Feinde Preußens, wollt Ihr denn den 


andal mit Proteſtationen u, dgl., die die Ueberführung in das neue Staats⸗ 
leben verkümmern? Glauben Sie aber, m. H., daß Sie, wenn Sie die Diäten 
verweigern, auf Kreiſe kommen werden, die preußiſch geſinnt find? Nein, 
9 gen die arme Intelligenz, die Schulmeiſter, die Advokaten, die 


m. f 
Aerzte, 


e ſind die Mitglieder des Nationalvereins geweſen. Wenn Sie die 


ich, B 
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Liſten haben wollen, Sie können Sie bei mir bekommen. Da können Sie ſich 


über die Parteien unterrichten, auf die Sie allein zählen können, die allein | ii 


die Idee des 1. Vaterlandes, die Herſtellung des Staates deutſcher Na⸗ 
tion höher ſtellen, als Nel und Hoffourier ſie haben können. M. H., 
wenn Sie praktiſch handeln wollen, dann handeln Sie ſo praktiſch, wie die 
Regierung im Herrenhauſe gehandelt hat. Suchen Sie die Leute, die ihnen 
ehrlich und eifrig am neuen Staatsweſen mitarbeiten helfen wollen, und wei⸗ 
ſen Sie die zurück, die nur auf den Moment warten, um als Empörer gegen 
den neuen Staat aufzutreten, die mit Fremden conſpiriren, um den Fluch des 
Vaterlandes, den Fluch des Bürgerkrieges in unſer Vaterland hineinzutragen. 
Das find die Kreiſe, die Sie protegiren, indem Sie ein Geſetz annehmen wol⸗ 
len, daß keine Diäten für die Arbeiten gezahlt werden. 

Ich danke Ihnen, m. H., für das Parlament, das aus ſolchen Kreiſen 
hervorgeht. Seien Sie darum praktiſch und wenden Sie die Moglichkeit der 
Wahl ſolchen Kreiſen zu, die für Preußen ſind. Ohne auf die anderen Mo⸗ 
mente näher . muß ich Ihnen noch einmal, m. H., die Bedeutung 
der Entwickelung unſeres Staates ans Herz legen. Bedenken Sie, wie wir 
vor Allem eine literariſche Nation geweſen ſind, ehe wir zu einer ſtaatlichen 
Organiſation kommen konnten, wie ſo langſam die nationale Idee erſt von 
der Höhe der Intelligenz, nicht von der Hohe der Throne und der Ariſtokratie 
herabgeſtiegen iſt in die unteren Klaſſen. Sündigen Sie doch nicht gegen den 
ea Segen, den wir in unſer Nation haben, dagegen, daß es bei uns den 

rmen ſo leicht wird, zu einer höheren Bildung und Intelligenz ſich empor⸗ 
zuarbeiten, Wie oft habe ich deutſchen Landsleuten aus dieſen Klaſſen, die 
im Auslande ihr Vaterland verächtlich behandelten, zugerufen: Wenn Ihr in 
England oder Frankreich geboren wäret, ſo liefet ihr jetzt in Holzſchuben und 
blauen Kitteln umher, ſtatt daß ihr mitten in das Geiſtesleben der Welt ein⸗ 
getreten ſeid. Gerade bei uns leben viele Leute von harter Arbeit und haben 
doch die Befähigung zu Abgeordneten. Und für die Unterbrechung ihrer 
Tagesarbeit ſollen ſie entſchädigt werden. 

Legen Sie im anderen Falle doch einen Cenſus auf den Beſuch von Gym⸗ 
naſien und Univerſitäten, dann handeln Sie conſequent! Und auch mit dem 
Wehrſpſtem, das Sie als Compromiß zwiſchen dem Staat und der Bildun 
darſtellen, verhält es ſich ganz anders. Nur weil der Freiwillige den Dienſt 
in kürzerer Zeit erlernen kann, weil er ſchon viel mehr Zeit auf ſeine Vor⸗ 
bildung verwendet hat, werden ihm zwei Jahre erlaſſen. Aber ſagen Sie 
doch um Gottes Willen nicht, daß das eine Bevorzugung ſei! Verleumden 
Sie doch nicht ſo Ihren Staat in ſeinen beſten Einrichtungen! Der Staat 
erkennt es an, daß er auch in dieſer Beziehung keinen Cenſus für den Reich⸗ 
thum und die Bildung einrichten will. Und es iſt in der That das erſte 
Mal, daß man einen ſolchen Cenſus hier in Preußen auferlegen will. Des⸗ 
halb, m. H., bitte ich Sie, thun Sie, was an Ihnen iſt, dagegen! Sollte 
es uns nicht gelingen, dieſen Punkt durchzuſetzen, ſo iſt allerdings nicht zu 
verzweifeln, denn die Opferfreudigkeit iſt gerade in unſeren intelligenten, aber 
armen Klaſſen ſo groß, daß ſich die Mittel immer finden werden. Ob Sie 
aber nicht gerade dadurch die revolutionäre Idee neu beleben, ob Sie da⸗ 
durch nicht zu dem Verſuche führen, die Gleichberechtigung mit Gewalt zu 
erzwingen, das kann ich Ihnen nicht verbürgen. Wir haben geglaubt, daß 
dadurch, daß die Regierung für die Erfüllung des höchſten nationalen Wun⸗ 
ſches mit Energie eingetreten iſt, die revolutionäre Bewegung für Deutſch⸗ 
land abgeſchniften ſei, daß wir einer regelmäßigen Entwickelung zum deut⸗ 
ſchen Nationalſtaat entgegenſchreiten könnten. M. H.! Es ſind ſchon manche 
Schritte hinter den Couliſſen geſchehen, die uns bedenklich machen können, 
daß dies Ziel noch auf regelmäßigem Wege erreicht werde. Einer dieſer 
rt iſt die Verweigerung der Diäten, das ſage ich Ihnen! (Lebhaftes 
ravo! 

Reg.⸗Commiſſar v. Keudell: Die Staatsregierung kann ſich dem vor⸗ 
liegenden Antrage nicht anſchließen. Sie iſt nach wie vor der Anſicht, daß 
die Löſung der angeregten Frage der Geſammtheit der Bundesregierungen in 
Gemeinſchaft mit dem Reichstage gebührt. Es erſcheint nicht angemeſſen, 
nicht entſprechend der nothwendigen Rückſichtnahme auf die anderen Bundes⸗ 
regierungen dieſer Löſung zu präiudiciren durch einen legislativen Act des 
mächtigſten der Bundesſtaaten. Nach der bisherigen Lage der Verhandlungen 
ſind die Bundesregierungen ermächtigt, einen Reichstag ohne Diäten zu er⸗ 
warten. Wenn kein Unterſchied wäre zwiſchen einem ſolchen und einem 
Reichstage, deſſen Mitglieder Diäten empfangen, ſo würde der vorliegende 
Antrag hier nicht geſtellt worden ſein. Träte die beantragte Aenderung ein, 
ſo wäre es ſehr fraglich, ob die Geneigtheit der übrigen Bundesregierungen 
dieſelbe bleiben würde wie jetzt. 33 befinde mich hiernach nicht in der Lage, 
in materieller Beziehung auf die Discuſſion des vorliegenden Antrages ein⸗ 
zugehen. Hagener links.) > N 2 

Abg. Wagener (gegen das Geſetz): Zunächſt halte ich es für meine 
Pflicht, hier auszusprechen, daß ich mit meiner Meinung über das Princip 
der Diätenfrage ſachlich noch nicht zum Abſchluß gelangt bin. Ich ſtimme 
heute aber dagegen, weil ich das Haus nicht für competent halte, darüber zu 
entſcheiden. Der Herr Regierungs⸗Commiſſar bat die Gründe ſchon hervor⸗ 
gehoben. Dazu kommt aber für mich noch die Finanzfrage. Wir haben kei⸗ 
nen Fond, aus dem wir ſolche Diäten in Preußen zahlen ſollten und ſind 
nicht befugt, eine ſo tiefgreifende und wichtige Principienfrage im Namen des 
norddeutſchen Bundes zu entſcheiden. — Die Beamtenfrage laſſe ich zunächſt 
ganz bei Seite, weil ſie an anderer Stelle erörtert werden wird und ich es 
nicht für gut halte, uns gegenſeitige Inſinuationen zu machen, ſondern für 
beſſer, es offen anzuerkennen, daß in Preußen alle Stände gleichmäßig an 
der Größe des Vaterlandes gearbeitet, dem Beamtenſtande freilich ein nicht 
geringer Theil an dieſem Ruhme gebührt. Der Gegenſatz der Intelligenz zur 
preußiſchen Ariſtokratie, den der Abg. Löwe hervorgehoben hat, ſcheint mir 
doch ziemlich hinfällig 0 ſein, wenn man bedenkt, daß der Mann, der den 
rößten und erfolgreichſten Schritt zur deutſchen Einheit gethan hat, kein deut⸗ 
(der Profeflor, ſondern ein märkiſcher Edelmann geweſen iſt. (Beifall rechts.) 

Die Diätenfrage iſt durchaus keine Frage, bei der ſich Liberalismus und 
Reaction entgegenſtehen; einer der bekannteſten engliſchen Radicalen, Stuar: 
Mill, hat ſich z. B. in ſehr entſchiedener Weiſe dagegen ausgeſprochen, indem 
er ausführt, daß die Diäten keine andere Wirkung haben, als daß ſie ein 
Volksſchmarotzerthum hervorgerufen und jede Vertretung corrumpiren und 
vergiften. Von den Gründen, welche für die Diätenbemilligung vorgebracht 
werden, ſcheint mir allerdings der einige Beachtung zu verdienen, daß man 
den arbeitenden Klaſſen, deren Selbſtbewußtſein man ſoeben durch die Erthei⸗ 
ung des allgemeinen Stimmrechts geſtärkt hat, auch in die Lage bringt, daß 
ſie nicht ganz unbeachtet im Staate bleiben, ſondern ſich durch Genoſſen, die 
ihre Intereſſen genau kennen, vertreten laſſen können. Wie geſagt, behalte 
ich mir jedoch mein ſachliches Votum mit einer eingehenden Begründung auf 
die Stelle vor, wo die Frage definitiv zur Entſcheidung kommen wird; für 
Bei muß ich aber aus den oben angeführten Gründen dagegen ſtimmen. 
Beifall rechts.) 

Abg. Tweſten (für das Geſetz): Wenn der Abg. Wagener es für wün⸗ 
. hält, daß auch die arbeitenden Klaſſen im Parlamente dertreten 
eien, ſo müßte er ſchon jetzt für Diäten votiren; denn gerade die arbeitenden 
Klaſſen werden von der Wahlfähigkeit ausgeſchloſſen, wenn keine Diäten ge⸗ 
zahlt werden. Die Verweigerung der Diäten it die Einführung eines Cenſus, 
der die arbeitenden Klaſſen benachtheiligt. Ich bin nun allerdings gegen jeden 
Cenſus bei Ausübung der ſtaatsbürgerlichen und Menſchen⸗Rechte, möchte 
aber doch noch lieber einen Cenſus für Ausübung des activen als des paſ⸗ 
ſiven Wahlrechtes; denn dieſer iſt viel ungerechter und hat piel nachtheiligere 
Folgen. Einen wie großen Einfluß auf die Geſetzgebung ein ſolcher Cenſus 
hat, ſehen wir am deutlichſten am Beiſpiele Englands, wo die den gene 
in Folge davon, daß 1 lediglich in den Händen der beſitzenden Klaſſen 
war, außerordentlich rückſichtslos gegen die ärmeren Klaſſen, gegen die arbei⸗ 
33 1 — 5 iſt und erſt in neuerer Zeit ſich nach und nach davon frei zu 
machen ſucht. 

In England war die Vertretung des Volles lange Zeit eine Vertretung 
der hochadeligen Klaſſen, Männer don Talent konnte man dabei ſehr ſuchen; 
da man ſolche aber für nützlich hielt, ſuchten ſie die hochadeligen Klaſſen aus 
den übrigen Klaſſen und bezahlte ſie, dies hat man in England nie für un⸗ 
anftändig gehalten. Dies könnten wir vielleicht auch; wir konnten ja auch 
von der Partei Männer bezahlen laſſen. Ich halte dies aber nicht für wün⸗ 
ſchenswerth und nicht für nützlich, denn es führt eine Schädigung der Frei⸗ 
beit und Selbſtſtändigkeit der Mitglieder des Parlaments herbei. Es fübrt 
fie in eine gewiſſe Abhängigkeit von ihrer Partei und ihren Wählern, die ich 
vermieden willen möchte. Deshalb müfjen wir Diäten zahlen. n wir 
haben nicht Männer genug, die die nöthige politiſche Bildung, die Gewöhnung 
an öffentliche Geſchäfte beſizen und gleichzeitig wohlhabend genug ſind, um 
als Volksvertreter aus eigener Taſche leben zu können. Wir können auch 
die Beamten im Parlamente nicht entbehren. Sehen Sie ſich doch einmal 
unſere Verhältniſſe an. Die meiſten größeren Arbeiten in der Volksvertre⸗ 
tung werden von Männern gemacht, die entweder noch Beamte ſind oder aus 
der Beamten⸗Carriere hervorgegangen find. Die Meinung des Herrn v. Flott⸗ 
well, daß in unſerem kurzen Verfaſſungsleben die beſitzenden Klaſſen die Be⸗ 
amten in der Volksvertretung ſchon überflüffig gemacht hatten, ſcheint doch 
wohl nicht richtig zu ſein; wenigſtens ift das preußiſche Volk anderer Mei⸗ 
nung, denn ſonſt würden nicht ſo viel Beamte hier ſitzen. 

Auch für das jetzt zu berufende Parlament find Beamte zuläſſig, was 
ſchon durch die Beſtimmung des Reichswahlgeſetzes ausgedrückt wird, daß die⸗ 
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felben keines Urlaubes zum Eintritt in das Parlament bedürfen. — Wie 
chlimm es bei uns mit der Wahl ſteht, wenn keine Diäten gezahlt werden, 
können Sie ſchon daraus erſehen, daß damals, als noch zur erſten Kammer 
gewählt wurde, es ſehr ſchwer hielt, überhaupt Candidaten zu finden. — Bei 
Berathung des Wahlgeſetzes habe ich allerdings gegen das Amendement, be⸗ 
treffend die Zahlung der Diäten geſtimmt, weil ich der Anſicht war, daß dies 
nicht ins Wahlgeſetz gehörte und weil ich es für politiſch nicht nützlich hielt, 
das Zuſtandekommen des ganzen Geſetzes gerade durch die Diätenbeſtimmung 
in Frage zu ſtellen. Seit der Zeit haben nicht wenige der norddeutſchen Bun⸗ 
desſtaaten beſchloſſen, ihren Vertretern Diäten zu zahlen; ich meine Oldenburg, 
Weimar, Koburg⸗Gotha, Meiningen, Hamburg. Wenn nun der Herr Regie⸗ 
rungs⸗Commiſſar meint, daß durch die Diäten⸗Beſtimmung der ganze Cha- 
rakter des Parlaments afficirt werden könnte, jo it dies um fo mehr Grund 
für uns, darauf zu beſtehen, daß Diäten gezahlt werden. Es iſt dies für 
mich durchaus keine Parteifrage, ſondern ich ſollte meinen, daß die conſerva⸗ 
7 7 800 ebenſo viel Intereſſe an einer richtigen Entſcheidung dieſer Frage 

e als wir. 

Abg. Schulze (Berlin), (für das Geſetz): Der Abg. Wagener hat die 
Berechtigung dieſer Verſammlung in Zweifel gezogen, über die Frage zu ent⸗ 
ſcheiden. Das uns vorliegen de Geſetz verlangt ja nichts weiter, als daß den 
in Preußen gewählten Abgeordneten für den Reichstag Diäten gezahlt wer⸗ 
den. Andere Staaten des norddeutſchen Bundes find uns damit ſchon voraus⸗ 
gegangen, und ich ſollte meinen, daß der preußiſche Staat wohl ebenſo be⸗ 
rechtigt iſt. Es iſt aber nöthig, daß die Sache jetzt ſchon entſchieden wird, 
damit die preußiſchen Abgeordneten denen der anderen in dieſer Beziehung 
ebenfalls gleich ſtehen. Und es iſt ſehr wichtig, daß die Frage ſchon dor den 
Wahlen zum Austrag kommt, damit die Regierung ihre Abſicht kundgiebt, 
ob ſie das allgemeine gleiche directe Wahlrecht auch in allen ſeinen Conſequen⸗ 
zen durchführen, oder ob fie es an gewiſſe Modalitäten und Einſchränkungen 
knüpfen will. Der Abg. Flottwell wirft uns vor, daß wir mit einer gewiſſen 
Zaghaftigkeit an das Wahlgefeg Leda waren; woraus er dies ſchließt, 
weiß ich freilich nicht; aus den Verhandlungen, die darüber gepflogen ſind, 
gebt es ſicherlich nicht hervor. Ich möchte aber dem Hrn. Abgeordneten nur 
das dabei zu bedenken geben, von wem denn eigentlich das Muſter zu dieſem 
Wahlgeſetz, das Reichswahlgeſetz von 1849 ausgeht? Etwa von den Partei⸗ 
genoſſen des Herrn v. Pe Wahrhaftig nicht, ſondern von den Leuten 
der Partei, die hier auf dieſer Seite ſitzen. 

Ich war ferner gerade derjenige, der das Amendement auf Diätenzahlung, 
was ich zur Complettirung des Geſetzes für nothwendig hielt, ſtellte; und das 
heißt de eis nicht mit Zaghaftigkeit an ein Geſetz gehen, wenn man daſ⸗ 
ſelbe zur Wahrheit zu machen beſtrebt iſt. Durch die Verweigerung der 
Diäten wird das Princip der paſſiven Wählbarkeit angetaſtet; das Antaſten 
der paſſiden Wählbarkeit ift aber das Antaſten des allgemeinen directen Wahl⸗ 
rechts ſelbſt. Denn das Haupterforderniß dieſes Wahlrechts iſt, daß man 
wählen kann, wen man will. Wenn Sie aber die Diäten verweigern, ſo 
nehmen Sie mit der einen Hand wieder, was Sie mit der andern geben. 
Es iſt aber gerade wichtig, daß Sie vor der Wahl damit hervortreten, damit 
Jeder weiß, weſſen er ſich von Ihnen zu verſehen hat. Abg. Graf Bethuſy⸗ 
Huc hat mich nun wegen meiner Racer der Diäten in Widerſpruch zu 
ſehen geglaubt mit meinem wirthſchaftlichen Standpunkt, den ich übrigens nicht 
allein vertrete, fondern die ganze neuere Schule. Er meint, das laisser faire 
werde gefährdet durch die Diätenzablung. Ich möchte ihm dabei zu bedenken 
75 5 daß gerade der Hauptgrundſatz dieſer Schule heißt: „Leiſtung geg?! 

eiſtung“, und dieſer bedingt Diäten; allerdings müßten die Diäten, wenn 
man die wirklichen Leiſtungen der Abgeordneten bezahlen wollte, wohl bds.r 
bemeſſen werden; man giebt ihnen aber wenigſtens die Möglichkeit dadur , 
ihre Arbeitsthätigkeit zu entwickeln. 

Den Zweck, die Beamten ganz auszuſchließen, werden Sie durch vie 
Diätenverweigerung nicht erreichen, ſondern fie ſchließen nur einzelne Kla en 
davon aus. Die Beamten, welche nicht nach den Diäten ſehen, ſondern danach, 
unter allen Umſtänden Carriere zu machen, ſchließen Sie nicht dadurch a 8, 
und ich glaube, daß dieſe dem Lande mehr ſchaden, als die andern. Die 
Staatsregierung ſcheint übrigens eine wunderbare Stufenleiter für die Diäte z. 
frage in Preußen für maßgebend 155 halten: Die Abgeordneten der Prob n⸗ 
ziallandtage erhalten 4 Thlr., die Mitglieder des Abgeordnetenhauſes 3 Th r. 
und die Mitglieder des norddeutſchen Parlaments ſollen nun gar nichts be⸗ 
kommen, je wichtiger alſo die Verhandlungen und je ſchwieriger die Arbeiten 
ſind, um ſo weniger wird gezahlt Wohin führt das ſchließlich? zu einer 
Notablen⸗Verſammlung, aber nicht zu einem Parlament, das die Bedürfniſſe 
der Nation zu befriedigen im Stande iſt. Ich meinerſeits muß eine ſolche 
Stufenleiter ablehnen. Sagen Sie doch lieber geradezu: „Sie wollen einen 
Genius“; jagen Sie aber doch nicht, daß Sie das allgemeine gleiche directe 
Wahlrecht wollen; denn ſo klug ſind die Leute im Lande doch ſchon, daß ſie 
Alle fühlen, was Sie mit der Zahlung der Diäten verweigern. 

Mit dem Hrn. Abg. Flottwell muß ich mich nun ſchließlich noch etwas 
ſpecieller beſchäftigen. Er hätte ſich alle feine Worte erſparen können, wenn 
er vorher als College mit mir Rückſprache genommen hätte; ich hätte ihn dann 
eines Beſſeren belehren können. Herr Flottwell meint alſo, daß ich mich früher 
in Widerſpruch mit dem allgemeinen directen Wahlrechte befunden und dies 
in einer Rede vor den Arbeitern ausgeſprochen habe. Die Nee, die ich ver⸗ 
trete, iſt glücklicher Weiſe im Lande und außerhalb des Landes allgemein 
bekannt; in hunderten von Verſammlungen babe ich mich darüber aus⸗ 
geſprochen und vielfach darüber geſchrieben. Wer alſo etwas darüber wiſſen 
will, hat Stoff genug, es zu erfahren. Ich meinerſeits möchte mich ſehr be⸗ 
denken, ehe ich bon Jemandem, der ſeine Anſichten ſchriftlich niedergelegt hat, 
das Gegentheil ausſpreche; ſondern ich würde mich gerade als Mitglied des 
preußiſchen Abgeordnetenbauſes verpflichtet halten, vorher mich genau darüber 
zu orientiren, ehe ich ſolche Anſichten ausſpreche, die doch Niemand glaubt, 
der überhaupt dergleichen Dinge kennt. 0 f 
„Der Vortrag, den Herr v. Flottwell meint, iſt nun auch gedruckt und es 
iſt ein Exemplar davon in der Bibliothek des Hauſes. Da heißt es nun auf 
Seite 97 u. A.: Hoffet und harret nicht auf den Staat; der kann Euch nicht 
helfen. Was Ihr vom Staat verlangen könnt, iſt: 1) Gleichbeit vor dem 
Geſetz und das allgemeine gleiche directe Wahlrecht. (Hört! Hört!) Ich habe 
dies alſo ſchon damals als ausdrückliche Forderung aufgeſtellt; und ich hielt 
das ſchon damals als die beſte Garantie der beſitzenden Klaſſen gegen die 
ſociale Gleichmacherei, die für alle Staatsangehörigen gleichmäßig verderblich 
ſein würde. — Wenn nun Herr p. Flottwell ſchleeßlich überhaupt gegen die 
Wählbarkeit der Beamten iſt, ſo hätte er allerdings Recht, wenn alle eam⸗ 
ten auf ſolchem Standpunkte ſtänden, wie er; dann hätte auch ich nichts 
dagegen, daß von einer Vertretung der Beamten und Zulaſſung derſelben 
zum Reichstage keine Rede wäre. (Lebhaſter Beifall links.) 

Der Schluß der Debatte wird N 

Abg. Dr. Paur befürwortet als Antragſteller ſeinen Antrag. Der Grund, 
aus dem ſich die Staatsregierung bei der Berathung über das Wahlgeſe 
gegen die Diätenzablung erklärte, die Rüdjiht auf die norddeutſchen Bundes, 
ſtaaten, iſt weggeſallen, nachdem viele derſelben für ihre Vertreter Diäten be» 
willigt haben; ja die Altenburgiihe Regierung hat bei Preußen ſogar vorher 
angefragt, ob es wohl zuläflig wäre, und die preußiſche Regierung ſcheint 
keinen Widerſpruch dagegen erhoben zu haben. Es wundert mich, daß der 
Herr Regierungscommiſſar hierauf nicht eingegangen iſt; er ſcheint indeß wobl 
nicht vollſtändig informirt zu ſein; und dies erweckt in mir gerade die Hoff⸗ 
nung, daß die Regierung ſchließlich doch ihren Widerſpruch noch aufgeben 
wird. Die Diätenzablung iſt ein 1 Correlat des allgemeinen, 
gleichen, directen Wahlrechts; denn bei der Wahl eines Abgeordneten darf 
man nur Rückſicht nehmen auf die Tüchtigkeit und auf den akter des 
Mannes, nicht aber auf ſeinen Geldbeutel. Ich bitte Sie deshalb, für meinen 
Antrag zu ſtimmen. N 

Reg.:Commiljar v. Keudell: Von einer Anfrage der Altenburgiſchen 
Regierung, die der Herr Vorredner erwähnte, iſt mir nichts bekannt; 15 ver⸗ 
mutbe deshalb, daß dieſe Mittheilung auf einem Mißverſtändniß beruht. 

Referent Abg. v. Hoverbeck verzichtet auf das Wort. f 

Referent Abg. Graf Bethuſy⸗Huc befürwortet nochmals here Antrag 
auf Ablehnung des Geſetzes und wendet fih gegen mehrere Anführ der 
Abgg. Lowe, Tweſten und v. Hoverbeck. Freiheit der Wahl und Diätenzah- 
lung ſei keineswegs identiſch. Durch die Diätenzahlung werden aber die Be⸗ 


und Intelligenz, wie ihn Abg. Löwe hervorgehoben, 
Stein und Pb N 
unſerer ſtaatlichen Verhältniſſe abſprechen. 

Es folgen einige perfönlihe Bemerkungen. 

Abg. v. Flottwell: Obwohl ich die Thätigkeit des Abg. Schulze außer⸗ 
halb des Parlamentes höher ſchätze als die innerhalb des Hauſes, ſo 
ich doch eingeſtehen, daß ich nicht alle ſeine Reden, die er außerhalb hält, bei 
mir führe. Ich höre nun, daß ein vollſtändiges Exemplar feiner Reden in 
der Bibliothek des Hauſes vorhanden iſt und bitte mir Zeit zu laſſen, es 
durchzuleſen. Einſtweilen bleibe ich bei meiner Bebauptung, daß er gegen 
das allgemeine Wahlrecht geſprochen hat, ſelbſtverſtändlich, ohne deshalb das 
Princip der ſtändiſchen Vertretung in empfehlen. Gegen den Abg. Löwe 
bemerke ich, daß ich, obwohl ich Niemand das Recht einräume, hier zu fragen, 
wem ich meine Stellung verdanke, ſtolz bin auf den Namen, den ich führe 
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d der mit dem Beamtenthume im innigiten Zuſammenhange ſteht. Nichts 
lag mir, der ich mit Fleiſch und Blut Beamter bin, ferner, als meinen eige⸗ 
nen Stand herabzuſetzen. Ich habe nur geſagt, daß die Intelligenz des Vol⸗ 
etzt mit der des Beamtenſtandes concurrire. 
bg. Schulze (Berlin): Der Herr Abg. von Flottwell wird in ſeinem 
eigenen Intereſſe wohlthun, dies Thema hier nicht weiter 8 verfolgen. Ich 
erkläre, daß die Mittheilung, die mich gegen das allgemeine Wahlrecht ſprechen 
läßt, für abſolut unwahr. Ich habe mich jederzeit und an jedem Orte offen 
* daſſelbe ausgeſprochen, aber allerdings gleichzeitig geſagt, jo noch am 
„Dezember v. J., daß man mit dem allgemeinen Wahlrecht allein die 
ſociale Frage nicht löſt, daß ſie als eine Culturfrage durch politiſche Mittel 
überhaupt nicht zu löſen, daß aber das allgemeine Wahlrecht das nothwendige 
Requiſit, die Vorbedingung zur Löſung der ſocialen Frage iſt, um die dazu 
erforderlichen moraliſchen Kräfte zu ſtärken und zu entwickeln. Hat der Herr 
Abgeordnete in der „Kreuzzeitung“ etwas Anderes geleſen — nun, m. H 
die „Kreuzzeitung“ iſt für Berichte über meine Reden gerade kein Evangelium. 


8 


® 
Will er fie vollſtändig leſen, fo thut er wohl daran: er kann noch viel von 
mir lernen. (Heiterkeit.) 


Darauf wird der Antrag des Abg. Dr. Paur in namentlicher Ab⸗ 
ſtimmung mit 178 gegen 106 Stimmen angenommen. (Dafür die 
liberalen Fractionen, Polen, Katholiken und einige Conſervative, wie Graf zu 
Dohna, Holzapfel, Jacobi v. Wangelin, Stroſſer, von den Altliberalen Graf 
Schwerin, Lette, Heym; dagegen die Conſervativen, von den Altliberalen 
beide Vincke's.) 

Es folgt die Schlußberathung über den Geſetzentwurf des Abg. Lasker 
zur Aufhebung der Beſchränkungen des geſetzlichen Zinsfußes fur Im⸗ 
mobilien. Der damit in Verbindung itehende, gleichartige Geſetzentwurf 
des Abg. v. Bethmann⸗Hollweg wird von demſelben zurückgezogen. 
Zuerſt erhält das Wort der Berichterſtatter. 5 
Abg. Gr. Renard: Der Immobiliarcredit ſoll dieſelbe Emancipation er⸗ 
halten als der Mobiliarcredit. Die modernen Don Quixote, die die Wind⸗ 
mühlenflügel der wirthſchaftlichen Entwickelung anhalten wollen, werden, wenn 
ſie dagegen anſtürmen, ebenſo entnüchtert und geſchlagen zurückkehren, wie je⸗ 
ner Ritter von der traurigen Geſtalt. (Sehr gut!) Das Bedürfniß der Auf⸗ 
hebung der Zinsbeſchränkungen läßt ſich nicht länger abweiſen und die ſchwär⸗ 
meriſche Liebe des Juſtizminiſters für die Hypotheken⸗Reform bedarf vielleicht 
noch langer Zeit, ehe ſie dem Hauſe die Ehepacten vorlegt. (Beifall, Heiter⸗ 
keit.) Mir ſcheint der vielverheißene Entwurf immer mehr die Geſtalt der 
Seeſchlange anzunehmen, um die Kunſtpauſen der geſetzgeberiſchen Thätigkeit 
auszufüllen. (Heiterkeit.) Deswegen muß dies Haus das ebenſo in die Hand 
nehmen, wie die Reform des Bankweſens. In Berlin betrugen die Kündi⸗ 

ungen im Jahre 1864 circa 2,300,000 Thlr., 1866 über 5,000,000 Thlr.; 
elbſt viele Inſtitute haben bedeutend gekündigt. Das iſt ein klarer Beweis 
für die Creditloſigkeit des Immobiliarbermögens. Die Form des Geſetzes im 
§ 1 Alinea 2 ſchließt ſich ganz der Verordnung vom 12. Mai 1866 an und 
beöinegen iſt dieſe Form zu empfehlen. 

$ 3 ift ein Novum iu der Form. Die Beſtimmung deſſelben ſoll anſchei⸗ 
nend ein Vortheil für den Schuldner ſein, das Reſultat wird dem aber nicht 
entſprechen. Denn der Creditſucher wird dann das Darlehn nur auf kurze 
Zeit bedürfen, und ſich mit dem Zinsfuße immer nach der jeweiligen Con⸗ 
junctur richten können. Kündigt Jemand vor Ablauf des Darlehns, ſo thut 
er es nur, um auf drei Monate billiger Geld zu bekommen. Das mag zu⸗ 
weilen zutreffen: aber im Ganzen iſt es eine unſi ere Speculation. Wenn 
Jemand wirklich den Cours drei Monate ſicher vorher berechnen könnte, ſo 
würde er mehr können, als Brot eſſen und bald aufhören, geldbedürftig zu 
ſein. (Heiterkeit.) Uebrigens ſpricht ſich auch die Autorität des Hrn. Finanz⸗ 
miniſters 12 ſolche Beſchränkungen aus. Die Frage iſt nun, wie es 
kommt, daß das jetzt beanſtandete Alinea bei der Verhandlung über die Ver⸗ 
ordnung vom 12. Mai 1866 unangefochten das Haus paſſiren konnte. Da 
beißt es, meine Herren, „ſeid klug, wie die Schlangen!“ aber auch: „ſeid 
einfältig und ſanft, wie die Tauben!“ (Heiterkeit) Damals wollte man nur 
das Eſſentiale durchſetzen. Experimentiren Sie (rechts) nicht weiter mit den 
Brauen Intereſſen des Landes und genehmigen Sie das Geſetz! (Bravo! 

ravo 

Abg. v. Wedemeyer (gegen den Geſetzentwurf): Die Einführung der 
Wucherfreiheit hat die Lage des Grundbeſitzes noch verſchlimmert und wir 
ſuchen die Abhilfe dagegen auf anderem Wege, als dadurch, daß wir an 
dieſer Freiheit participiren. Der große Unterſchied zwiſchen Hypothek und 
jedem anderen Darlehn beſteht aber darin, daß wer das letztere nachſucht, 
einen beſtimmten nahen Termin für die Rückzahlung im Auge haben muß, 
wenn er nicht für fraudulös gelten will, während der engen für Zurückzahlung 

der Hypothekenſchuld nicht ſtipulirt werden kann. Der Beſitzer der letzteren 
wird dadurch Mitbejiger an dem Grundſtücke und eines Theiles feiner Rente. 
In den öͤſtlichen Provinzen trifft dies für die Hälfte, ja für % der Rente 
häufig zu, und nun wollen Sie dem Gläubiger das Recht zur Erhohung der 
. geben! Sie ſagen zwar, daß Sie dem Grundbeſitz mehr Capital zu⸗ 

ren wollen, aber vergebens rechnen Sie auf die Freiheit der Bewegung, 
denn aus Liebe zu dieſer Freiheit leiht kein Capitaliſt Geld, ſondern er be⸗ 
—— fie vielmehr, um das Capitalbedürfniß zu den hoͤchſten Zinſen auszu⸗ 
n 


en. 

Nun find in den dftlihen Provinzen, in denen der Werth des Grundes 
und Bodens in den letzten 20 Jahren oft um das Vierfache geſtiegen iſt, für 
dieſen imaginären Mehrwerth die entſprechenden Capitalien eingetragen: wer⸗ 
den dieſe plötzlich kündbar, ſo ſind die Beſitzer ruinirt. Die Freiheit des 
Capitaliſten darf nicht zu einer ſolchen Cataftrophe führen und ihn zum Räuber 
machen. Der Räuber kann auch fagen, daß er nur feine Körperkräfte aus⸗ 
nutzt und dabei hat er noch den Vorzug vor dem Wucherer, daß er mehr 
Muth zu feinem Gewerbe braucht. (Heiterkeit.) Bisher habe ich pupillariſche 
Gelder zu 4, 4½ & untergebracht und habe dabei Propoſitionen der Credit⸗ 
ſuchenden anhören müſſen für Umgehung des Geſetz, die mir das Blut in die 


Augen trieben. 
ach Einführung der Wucherfreiheit muß ich im Intereſſe des Mündels 
die höchſten Zinſen ſuchen, die ich finden kann, und werde mir noch ſehr an⸗ 
* vorkommen, wenn ich das Geld zu 6 oder 7 pCt. hergebe, während 
der Wucherer 8 nimmt. Während des Krieges haben 5proc, Pfandbriefe nur 
3 Tage lang unter 80 geſtanden. Der größere Grundbeſitz, der Pfandbrieſe 
haben kann, iſt noch beſſer daran, als der kleine, der vom Geldmarkt ausge⸗ 
menu iſt. Entfeſſeln Sie, wenn Sie helfen wollen, nicht blos das Capital, 
ondern auch den Grundbeſitz! Schaffen Sie erſt Freiheit der Erbgeſetzgebung, 
wie in England, damit der Grundbeſitz nicht bei jedem Erbgange in die Hände 
des Capitaliſten fällt und üben Sie gemeinſam mit uns den nöthigen Druck 
auf den Hrn. Juſtizminiſter aus, damit die Reform der Hypotheken⸗Ordnung, 
mit der er ſich ſchon ſeit 9 Jahren beſchäftigt, endlich an s Tageslicht komme! 
Reg.⸗Commiſſar Friedeberg: Eines ſolchen Druckes bedarf mein Herr 
Cbef nicht, vielmehr wird die betreffende Vorlage ſchon in der nächſten Seſſton 
an den Landtag gelangen. Auch wird er das norddeutſche Parlament nicht 
als Blitzableiter benutzen, um die verheißene Reform zu verzoͤgern. Ebenſo 
wen er ſich durch die Argumentation des Herrn Vorredners irre 
machen lafjen, daß die Hypotheken nicht Darlehen, ſondern Rentenbriefe ſein 
ſollen. Die Regierung iſt mit 88 1 und 2 des Geſetzentwurfs einverſtanden, 
nicht mit § 3, aus Gründen der Convenienz und aus materiellen Gründen. 
Den Entwurf im Ganzen hat ſie gern geſehen. Aber ſie hält es 
nicht für angemeſſen, durch Annahme des § 3 ein kaum publicirtes Geſetz 
4 men zu Be De Geſetz es d geg G8 Sprung, wie 
e Gegner jagen, aber er ging ohne die gefürchtete Erſchütterung bei uns 
wie im Königreiche Sachſen = 8 5 
Abg. v. Eckardſtein (für den Geſetzentwurf): Die Wuchergeſetze haben 
den Grundbeſitzer niemals geihügt. Braucht er Geld und kommt er zu einem 
Capitaliſten, der von ſeinen Amerikanern eine beſſere Rente und an ihnen 
obendrein ein Papier hat, das er jeden Augenblick berfilbern kann, fo weiſt 
ihm der die Thür und treibt ihn dem Halsabſchneider zu, über deſſen 
ich den Schleier breiten will. Er bekommt da vielleicht Geld auf 
en un 18 110 8 . um) elta 15 gen a. Der 
r er mit dem Regierungs⸗Commiſſar für und 2 und gegen 
8 3 des Entwurfs. 2 1 5 
Die allgemeine Discuſſion wird geſchloſſen und es erhalten nur noch der 
Antragſteller und der Referent das Wort. 
Abg. Lasker: Die Unzulänglichkeit des Capitals, das ſich in einer un⸗ 
far 55 ſpecifiſch bezeichnenden en dem Grundbeſitze darbietet, hat zu 
em Un i 


de zwiſchen erſter und zweiter Hypothek geführt, von den tiefes | M 


177 
der Beſitzer eines Hauſes unter den Linden, das einen Feuerkaſſen 
22000 ee alſo einen Kaufpreis von 50 —60,000 Thlr. hat, eine 
von 15,000 Thlr. zur erſten Stelle nur zu 97 aufnehmen konnte. em 
Hypotheken⸗Capital der Stadt Berlin, das eine Höhe von 263 Millionen Thlr. 
erreicht, hat das ganze Land einen Theil feines Vermögens angelegt und die 
ſchlechte Lage des Berliner Hypothekenmarktes berechtigt zu einem Rückſchluß 
auf die allgemeine Proſperität. d 
an der Zeit, wenn dadurch die Zustimmung des Herrenhauſes zu erreichen 
wäre. Aber in dieſem Stadium befindet ſich die Sache nicht. Sache des 
Hauſes iſt es aber, die Initiative zu ergreifen und die ergriffene zu fördern, 
damit die Regierung nicht allein mit offenen Augen von Allen erkanntem Be⸗ 
dürfniß gegenüber zu einer Octroyirung ſchreite. (Beifall.) 

Reg.» Commifjar de la Croix: Die Beſeitigung des § 3 des Entwurfs 
würde ſeine Annahme im Herrenhauſe erleichtern. 

Berichterſtatter Graf Renard erklärt ſich ebenfalls und aus demſelben 
Grunde gegen $ 3. 


Das Haus geht zur Specialdiscuſſion über. Bei $1 erinnert Abg. Wa⸗ tro 


gener daran, daß England die Beſchränkung für den Hypotheken⸗Zinsfuß 
feſtgehalten hat und verlangt nur Hypothekar⸗ Obligationen in der rechten 
Form, um ihre Circulation auf dem Geldmarkte zu erleichtern. 

Der Präſident verlieſt zwei ſoeben eingegangene Amendements zu § 1 
und 3 der Abgeordneten Grafen v. Kleiſt und Bethuſp⸗Huc. 

Abg. Graf Schwerin fragt an, ob es bei der Wichtigkeit der Sache nicht 
angemeſſen ſein möchte die Sitzung zu vertagen, und das Haus tritt endlich 
um 4 Uhr dieſer Anſicht bei. 

0 10 0 Sitzung Freitag 10 Uhr. (Tages⸗Ordnung: Fortſetzung der 
eutigen.) 

Der § des Geſetz⸗Entwurfs des Abg. Lasker lautet: 

Das Recht des Schuldners, ein Darlehn, für welches mehr als 6 pCt. 
Zinſen oder Conventionalſtrafe verabredet ſind, jederzeit, auch wenn eine ſpä⸗ 
tere Zahlungsfriſt verabredet iſt, zu kündigen und nach Ablauf einer dreimo⸗ 
natlichen Friſt zurückzuzahlen — $ 1. Alinea 2 der Verordnung über die ver⸗ 
tragsmäßigen Zinſen vom 12. Mai 1866 — wird hierdurch aufgehoben. 

20. Sitzung des Herrenhauſes. 0 

Die Tribünen ſind leer, die Plätze im Saale ſpärlich beſetzt. Am Mini⸗ 
ſtertiſch: Miniſter Graf zu Eulenburg, v. Selchow, drei Regierungs⸗ 
Commiſſare; ſpäter Graf zur Lippe. She 

Präſident Graf Eb. zu Stolberg⸗Wernigerode eröffnet die Sitzung 
um 12 Uhr 20 Mixuten. 

Vor der Tagesordnung erhält das Wort der 

Miniſter des Innern: Ich habe die Ehre, dem Hauſe auf Grund 
ollerhöchſter Ermächtigung ein Geſetz vorzulegen, betreffend die Aufhebung 
des Einzugs geldes als Communalabgabe. Es wird, wenn das Ge: 
ſetz angenommen wird, der bisher zwiſchen den Städten und dem flachen 
Lande zum Nachtheil für die ländlichen Gemeinden beſtandene Unterſchied 
aufgehoben und gleichzeitig erfolgt damit die Aufhebung der letzten Schranke 

egen die Serisügiotei, welche noch im Lande beſteht. Indem ich die ges 

ſchäflliche ehandlung anheimſtelle, möchte ich nur um möͤͤglichſte Beſchleuni⸗ 
gung der Angelegenheit bitten, damit das Geſetz noch in dieſer Seſſion zum 
Abſchluß gelangen kann. 

Auf den Vorſchlag des Präſidenten wird die Vorlage einer beſondern 
Commiſſion überwieſen, welche nach der Plenarſitzung gewählt werden fol. 

Die Tagesordnung führt zur Berathung des Entwurfes eines Vorfluth⸗ 
82842 für Neuvorpommern und Rügen. Der Berichterſtatter Dr. 

eßmann empfiehlt Annahme der Commiſſionsanträge auf Zuſtimmung zu 
dem Geſetze unter Abänderung des $ 3. Miniſter v. Selchow erklärt ſich 
mit dieſen Anträgen im Namen der Regierung einverſtanden. — General⸗ 
debatte findet nicht ſtatt. — Nach kurzer Special⸗Debatte wird das Geſetz nach 
den Commiſſionsanträgen angenommen. b 
Es folgt der Bericht der Finanzcommiſſion über das Geſetz betreffend die 
Einführung der Klaſſen ſteuer an Stelle der Mahl: und Schlacht⸗ 
ſteuer in Stadt Wittſtock. — Der Berichterſtatter Herr v. Katte beantragt 
unter Hinweis darauf, daß die Commiſſion ſich nicht veranlaßt geſehen hätte, 
beſtimmtere Anträge über Aenderung oder Abſchaffung der Mahl: und Schlacht: 
ſteuer dem Hauſe zu unterbreiten, die Zuſtimmung zu dem Geſetze. Das 
Haus tritt dem Antrage bei. . 
Letzter Gegenſtand der T.⸗O. iſt der Bericht der Finanz⸗Commiſſion über 


das Geſetz, betreffend die Regelung der directen Beſteuerung im Fürſtenthum F 


Hohenzollern⸗Hechingen. Der Berichterſtatter Herr v. Senfft⸗Pilſach be 
fürwortet den Antrag der Commiſſion auf Annahme des Geſetzes nach den 
Beſchlüͤſſen des Abgeordnetenhauſes jedoch mit mehreren Modificationen, u. A. 
ſoll hinter § 4 der § 5 der Regierungsvorlage wieder hergeſtellt werden. Die 
88 1—4 werden ohne Debatte ene Zu $ 5 vertheidigt Herr 
J — — uth die Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes nnd beantragt deren 
nnahme. 

uſtizminiſter Graf zur Lippe erklärt, die Regierung befinde ſich nicht in 

der Lage, den Paragraphen ihrerſeits fallen laſſen zu können. — Herr Prof. 


Dernburg vertheidigt ein von ihm geſtelltes Amendement zu § 5, welches 
eine Vermittelung vorſchlägt. Nach langer Debatte, in welcher ſich der Juſtiz⸗ 


miniſter wie der Regierungs⸗Commiſſar auch gegen das Amendement erklären, 


wird das letztere, welches einen beſonderen Paragraphen bilden ſoll, ange⸗ 
5 der Regierungsvorlage. Die übrigen Beſtimmung en 
Da das Amendement 
Dernburg nicht gedruckt vorliegt, fo muß über daſſelbe noch einmal abgeſtimmt 
werden. Schließlich wird das ganze Geſetz in der ſo amendirten Form ange⸗ 
nommen. Schluß 3 Uhr 15 Min. Nächſte Sitzung unbeſtimmt, dielleicht am 


nommen, ebenſo 8 
des Geſetzes werden ohne Debatte augenommen. 


Sonnabend. 
JJ d Add INT BE VIELE ET EEE TEE 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei 0 Grd. Ba- Luft- Wind- 
in Barifer Linien, die Tempera. Kemper hi Sl Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. taͤrke. 
Breslau, 17. Jan. 10 U. Ab.] 327,45 | — 3,2] S. 2. eiter. 
18, Jan. 6 U. Mrg.] 328,26 | —4,0| S. 2. rübe. 


Breslau, 18. Jan. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 13 F. 8 3. U.⸗P. — F. 8 3. 
Eisſtand. 


Auswärtiger amtlicher Ihe eng be 28e 
Am 17. Januar, Nachmittags 12% Uhr ſtand das 
bei freiem Strom. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 


Paris, 18. Jan. Mittwoch war ſtarker Schneefall. Der Eiſen⸗ 
Donnerſtag 


babndienſt zwiſchen Lyon und Marſeille war gehemmt. 
hat der Dienſt wieder begonnen. 


Die „France“ dementirt die öſterreichiſchen und ruſſiſchen Truppen⸗ 


bewegungen in Galizien. 

Der „Temps“ ſchreibt: Mehrere Großmächte wünſchen, daß die 
Pforte die Initiative zur Berufung der Conferenz wegen der orienta 
liſchen Frage ergreife. ? (Wolff's T. B.) 

Petersburg, 17. Januar. Der Fürſt von Mingrelien, Dadian, 


hat an den Kaiſer von Rußland freiwillig für ſich und feine Nachfolger 


ſeine Souveränetätsrechte gegen eine Million Rubel abgetreten. 


Conſols von Mittags 1 Uhr waren 90% 8 185 
en „50. 


Hamb. Wechſel 88%. 


von 
1 


Waſſer der Oder an 
dem Pegel zu Ratibor 12 Fuß bei Eisgang, und Nachmittag 3% Uhr 9 Fuß 


Zproc. 


b Veſterreich. Bantantbeile 68 g e 5 
Der Zustand Werlin’s ift ein höchft bedenklicher. Cs it ein Fuctum, daß 14176. Darmſt. Band, Actien 2064. Darmſtödter Settelbant —. Meininger 


Credit⸗Actien 94. Oeſterreich.⸗ Staats⸗Eiſenb.⸗ —. Oeſterr. 
Eliſabetbahn —. Böhmiſche —. — abebahn —. Ludwigs⸗ 
bafen⸗Berbach 154%. Heſſiſche Ludwigsbahn 131%. 5% öſterr. Anleihe von 
1859 57%. 1854er Looſe 55%. 1860er Looſe 64. 1864er Looſe 67, 


fe 52%. Kurheſſ. Looſe 52%. Baieriſche Prämien⸗Anleihe 
eſterreich. National⸗Anlehen 51%. 5% Metalliques 42. 4% &. 


Matt. Nach Schluß des Geſchäfts 
erunter. Creditactien 158, 70. Nord⸗ 
1864er Looſe 76, 15. Oeſterr.⸗ 
ier 219, —. Czernowitzer 184, 25. 

. Schluß⸗Courſe. Conſols 90%, 


Badiſche L 
101%, O 


uf den $ 3 zu verzichten, wäre nur dann] Metalliques 37 


—, 1860er Looſe 


% 5 
29. 6% Ver. St Anleihe pr. 
Der Dampfer „Eſtremadura“ iſt aus Rio de Janeiro in Liſſabon einge⸗ 


en. 
— Weſtindien⸗Dampfer „La Plata“ brachte 1,293,000 Dollars an Con⸗ 
anten. 


t 

London, 17. Jan., Abends. Bankausweis. Notenumlauf 9,300,420 
(Abnahme 13,390), Baarvorrath 19,280,845 (Abnahme 150,807), Notenreſerve 
9,972,225 (Abnahme 175,650) Bio. St. 

Fal. 8a 17. Januar, Nachm. 2 Uhr 30 Min, Für Kiel-Ultonaer keine 
Kaufluſt. Baieriſche Prämien⸗Anleihe 100% Br. Bolten ausgeblieben. — 
Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 52. Oeſterr. Credit⸗Actien 59. Defterr, 
1860er Looſe 63%. Mexicaner —. Vereinsbank 109%. Norddeutſche Bank 
118%. Rheiniſche 113%. Nordbahn 79%. Altona⸗Ktieler 133. Finnland. 
Anleihe 81%. 1864er Aufl. Prämien⸗Anleihe 88. 1866er Aufl. Pramien⸗Anl. 
83%. 6proc. Verein. St.⸗Anleihe pr. 1882 69%. Disconto 2% pCt. 

Hamburg, 17. Januar. BR unverändert, feſt aber ſehr 
ruhig. Weizen pr. Januar⸗Februar 5400 Pfd. netto 154 Bancothaler Br., 
153 Gd., pr. Frühjahr 152 Br. u. Gd. Roggen pr. Januar⸗Februar 5000 
Pfd. Brutto 92 Br., 90 Sp, pr. Frühjahr 90 Br. u. Gd. Del geſchäfts 
laß ER pr. Mai 26%, pr. Oct. 27. Kaffee und Zink ohne Um 
u „17. Januar, Abends. Nach einem Telegramm der „Börſen⸗ 
halle“ aus 905 de Janeiro vom 23. Dzbr v. J. betrugen die Geſammtabladun⸗ 

en an Kaffee 65,246 Sack. Davon gingen nach der Elbe und dem Canal 
925358 nach der Oſtſee 8500, nach Nordamerika 13,000 Sack. Der Vorrath 
hat ſich um 30,000 Sack vermehrt; Preiſe unverändert. Fracht iſt zurückge⸗ 
gangen um reichlich 5 Schilling. Von Santos wurden abgeladen 9380 Sack. 

Liverpool, 17. Januar, Mittags. Baumwolle 12,000 Ballen Umſatz. 
Unverändert. Middling Amerikaniſche 14%, middling Orleans 15%, fair 
Dhollerah 12%, good middling fair Dhollerah 11%, middling Dhollerah 
11%, Bengal 8%, good fair Bengal 97, Omra 12%. 

5 17. Januar. Petroleum, raffin. Type, weiß: feſt, 50% Frs. 
per 0. 


Breslauer Börſe vom 18. Januar.] Schluß⸗Courſe 1 Ubr 
Nachmittags. Ruſſiſch Pamergeld 2—% bez. Oeſterr. Banknoten 76% —% 
dez. Schleſ. Rentenbrieſe 92 Br. Schleſiſche Pfandbriefe 87% Br. Oeſterr. 
National⸗Anleihe 52% Br. Freiburger 141½ Br. Neiſſe⸗Brieger —. Ober⸗ 
ſchleſ. Litt. A. und C. 176% Gld. Wilhelmsbahn 54 bez. u. Bt. Oppeln⸗ 
Tarnowitzer 74 bez. u. Br. Oeſterr. Creditbank⸗Actien 60 bez. Schleſ. Bank⸗ 
Verein 113% bez. 1860er Looſe 64 Br. Amerikaner 76% bez. u. Old, 
Warſchau⸗Wiener 61% bez. u. Br. Minerva 37 Br. 

— — — gene in Sd 0 
etzungen der polizeili mmiſſion pr. effel in Silbergroſchen. 
dane fan tel ordin. fein mittel ordin. 
Weizen, weißer. 96—98 94 86 — 90 Gerſte 58—59 55 50—53 
do. W 94—96 92 88—58 Hafer 33-31 32 30-31 
Roggen 71 70 68—69| Erbſen 66—70 63 51—53 
Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commiſſion zur Feſtſtellung 
der Marktyreiſe von Raps und Nübſen. 


1 kan. 5 = = | 
Minterrübfen. - 92 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
Sommerrübſen 170 160 150 (. i * 
5 160 150 140 

Loco (Kartoffel-) Spiritus vr. 100 Ort, bei 80% Tralles f 

i . e Abe m Ctr. Haß 

iell gekündigt: — Ctr. Weizen. — Ctr. Roggen. — Ctr. Hafer. 

1 — Ctr. Naböl. 200 Ctr. Leindl. 15000 Ort. Spiritus. 


— SEEREGESENEENEEENERNEEE 
Berliner Börse vom 17. Januar 1867. 


Eisenbahn Stamm-Aotien. 


Fonds- und Geld-Course. 


Dividende pro 1864 1565 


— 4 135 d 
Je : 03% ba. 
4 lei B. 
13 1 [214% br 
4 169% b2. 
- Is 90% dz. 
9% 4 136 ½ b 
16 4 211 83. 
8 4 136 da. 
o 4 065 
4 141% . 
Kur- u, Noumärk. 17% 4 144 1 
2% 4 l b 
Posensche — 44½7% ba 
< to 85 - 15 ſe3 u. 
— 5 66 863% ba 
— 1 — @ 
1 3b 
8 mmersch: ber 922 @ 20 4 — B. 
4 8 14 fin bz 
2 [Proussische. .... 122 4 79 . 
E 4 103 o» 
E Bächsisch 4 A = 4 0% B 
Schlesische. 4 % br. 4 lose mx. 
Loulsd'or III G. |OestBk. :6%, bz. * 4 81 4 80%, bu. 
Gelder 9 7% ©. |PolnBka. — — . 1125 Su 155 5 bi 
le. 55 De 
Ausländisehe Fonds. 1 3 10% ba 
Ossterr. Metallique 5 br. 7, 03 Die 
Ad Rat. SAN IE: 34 5 74½% be 
dito Let.-A.v. 1 u. B. 70 4 114% be. 
to dite @l- 8¼ 0 28 
dito ger Pr. A. J4 (84 or. er 
dite Kisenb.- br, 1 4% 8 - 
— Anl — 8” 8 4133 etw bzuB, 
n 5 arschau-Wien| Zug,] 84; 16 fel ba. 
dito Peln. Sch.-Obl dz u. B 
P. dbr. III. 1 ar ba u. B 
2 2.300 2 15 res Bank- und Industrie-Papiere. 
Kurhese.40Thlr. Obi.|— 182% d:. u. Gy, Kassen- V. 7 84% JA j154 G. 
Boden. 35 Fl. Loose] — 767 * br. |Baunschw. R. — 4 ssi Be. 
Amerikan. St.-Anl... 116% 4 % br. Ben Bank. 21 225 N 114 ©. 
„ Danziger Bank. 108% @, 
eg ame 8 N s nr ‘ 
m .... a 2 4 % 
4% 1 1 eee * [6 ira. 
el — — Hannoversche B. 4 Jes 5. 
n Hamb. Nordd. B| 2 |9_ |& 117% . 
= en 1 10d 0 . Vereine-B, 819,54 109 8. 
22 Ellen Königsberger K. 684 Sıh 4 {ll be 
4110 1 7 Luxemburger B.| 4 4 76 @ 
40 1 Magdeburger B.] 560% 5%½ 4 02% 0. 
— 84 de. Posener Bank ..| 7 4 100 B. 
ee nn B B Dreuss. Bank.-A. 10% 100% 4½ 147 na. 
to V. BAY, Thäringer Bank] 4 4 4 tt etw, ba 
Dun Un.) . 182%, d. . 61% 92½ ebw. 54 
—— & 8887 — Tu * Berl. Hand.-Ges.| 8 8 4 ſios ba. 
dito — 90 6. | Oredd. AI 8 Si, 85% B. 
dito III. 2800 B |Darmstädter „ 6 6% Are 
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dito B et bz or „ 14 4 3% 8 
dito C. 4 187% ba r „ | 7 0 b. 
Bo DL 8 da. |MoldauerLäs.-B.| . 5 4 nu B 
u bz. Oesterr. Credb. A 8 4. 69% br. 
üb T. N 25 6 1. Bank- Ver. „ 13% 6. 
Franz, ....... B. ee 
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wir uns büten müſſen, von irgend Jemandem je als Theilnehmer an der 


es wird wohl kaum weniger als lächerlich ſein, wenn ein Landtag die Wie⸗ 
derherſtellung der Verfaſſung betreibt und nichts erreicht, wenn man ihm er⸗ h 


als ob er gar nicht exiſtirte. 


a Lemberg. — Flüchtlinge aus Polen.] Die Wahlbewegung für 
den bevorſtehenden galiziſchen Landtag iſt bei uns bereits im vollen 


7 


Deut ſchlaud. 

Hamburg, 16. Januar. [Eisgang. — Zu den Par⸗ 
lamentswahlen.] In der Elbe iſt ſeit geſtern wiederum ſehr viel 
Treibeis. Der Verkehr mit dem hannoverſchen Ufer wird dadurch er⸗ 
ſchwert und die Poſten nach Weſtdeutſchland, Frankreich u. ſ. w. nehmen 
vorläufig den Weg über Magdeburg. — Das demokratiſche Parlaments⸗ 
Wahlcomite hat bis jetzt nur einen Candidaten aufſtellen können, näm⸗ 
lich den Lehrer Dr. Anton Ree. Daſſelbe beanſprucht mindeſtens 2 von 
den 3 hamburgiſchen Parlamentsſtimmen und wird, im Falle die Kauf⸗ 
mannſchaft dagegen opponiren ſollte, auch noch die 3. Stimme ver⸗ 
langen. Das revidirte Programm des Comites lautet folgendermaßen: 

„Wir verlangen von den Abgeordneten der demokratiſchen Partei unſerer 
freien Stadt, daß ſie im Parlament für die Freiheit und das Recht des Volkes 
mit Entſchiedenheit eintreten. x 

1) Wir betrachten die engere ſtaatliche Einigung des ganzen deutſchen Vater⸗ 
landes als das Ziel der gegenwärtigen e Dieſes Ziel wird 
am beſten erreicht werden, wenn der norddeutſche Bundesſtaat gleichzeitig 
nach außen ſtark und im Innern frei geſtaltet wird. 

Wir find bereit, die kräftige Conſtituirung Norddeutſchlands möglichſt zu 
unterſtützen und alle dazu erforderliche Macht von den Einzelſtaaten au 
die deutſche Centralregierung zu übertragen. Wir verlangen jedoch, da 
auch die entſprechenden Rechte der einzelnen Volksvertretungen möͤglichſt 
unperkürzt auf das norddeutſche Parlament übergehen. Fr 
Wir fordern, daß die Verfaſſung des norddeutſchen Bundes alle diejenigen 
Rechte des Volkes ſichere und gewährleiſte, welche feiner Zeit in der Reichs⸗ 
verfaſſung zum Ausdruck gelangten, namentlich das allgemeine und directe 
Wahlrecht mit Entſchädigung der Abgeordneten, die perfönliche Freiheit 
des Einzelnen, die Selbſtverwaltung der Gemeinden und die entſcheidende 
Mitwirkung der Volksvertretung bei der Geſetzgebung, der jährlichen Feſt⸗ 
stellung des Budgets und der Steuerbewilligung. Wir machen die ſchließ⸗ 
liche Zuſtimmung unſerer Abgeordneten zu dem Verfaſſungs⸗Entwurf 
ausdrücklich davon abhängig, daß dieſe Rechte des Volks im Weſentlichen 

eſichert werden. 

4) Wir verpflichten uufere Abgeordneten beim Anſchluſſe Hamburgs an die 

Hendel uud des geeinigten Deutſchlands, die freie Bewegung unſeres 

andels und namentlich die ungehemmte Fortdauer unſeres Zwiſchen⸗ 
handels beſtmöglichſt ſicher zu ſtellen. 
eſterrei ch. 

Wien, 16. Jan. [Zurechtweiſung.] Die officidſe „Wiener 
Abendp.“ ſchreibt: „Die „Preſſe“ ſchließt einen Artikel über die orienta⸗ 
liſche Frage mit der Bemerkung: „es ſcheint, als wenn Herr v. Beuſt 
in übertriebenem Dienſteifer das Spiel mit allen Mächten verderben 
würde“. So ſehr wir der „Preſſe“ im Allgemeinen den Beruf zuer⸗ 
kennen, über vorliegende Regierungshandlungen zu urtheilen und nach 
Befinden dieſelben zu tadeln, ſo müſſen wir ihr doch das Recht ab⸗ 
ſprechen, aus Acten und Handlungen, die ihr nicht bekannt ſind, nicht 
allein ungünſtige, ſondern ſelbſt beunruhigende Folgerungen abzuleiten. 
Zur Beruhigung der „Preſſe“ ſind wir glücklicher Weiſe im Stande, 
verſichern zu können, daß die Eaiferliche Regierung, weit entfernt, es mit 
allen Mächten zu verderben, ſich vielmehr in der Lage befindet, von 
ihren Beziehungen zu den verſchiedenen Cabinetten gerade in dieſer 
Frage die Erhaltung des beſten Einvernehmens hoffen zu können.“ 

Heft, 15. Januar. [Adreßdebatte.] Hoöͤchſt intereſſant war 
die Rede, mit welcher Tisza ſein und ſeiner Partei Votum für die 
Adreſſe motivirte. Die „N. fr. Pr.“ bringt den wefentlichen Theil 
ſeiner mit allgemeinem Beifall aufgenommenen Rede folgendermaßen: 
„Man kann mit vollem Rechte behaupten, daß kein Vertretungskörper ſich 
e in ſo abnormer, trauriger Lage befand, wie wir. Seitdem wir zuſammen⸗ 
erufen ſind, haben wir unſerer Pflicht gemäß wiederholt die Wiederherſtellung 
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unſerer Verfaſſung und die Beſeitigung des ungeſetzlichen Zuſtandes betrieben 


und verſprochen, nach Wiederherſtellung unſerer Geſetze alle nothwendigen 
und wünſchenswerthen Veränderungen an denſelben vorzunehmen. Dennoch 
u Verfaſſung nicht reſtituirt, ja es iſt neueſtens während der Seſſion des 

ndtages und mit völliger Ignorirung deſſelben eine in das Leben der Na⸗ 
tion tief einſchneidende, verfaſſungswidrige Verordnung erlaſſen worden. 
Wenn ich dieſe Situation ins Auge faſſe, jo kann ich mich kaum dem Ver⸗ 
dachte (ſich verbeſſernd), der Annahme verſchließen, daß betreffs der Wie⸗ 
derherſtellung unſerer Verfaſſung in höheren Kreiſen keine ernſt⸗ 
liche Abſicht beſteht. (Bravo!) Ich kann nicht umhin, anzunehmen, daß 
die Regierung, indem ſie den Landtag einberief und ihn unter ſolchen 
Verhältniſſen noch beiſammenhält, nichts Anderes will, als das Volk über das 
nahe Bevorſtehen verfaſſungsmäßiger Umkehr zu beruhigen und uns 
glauben zu machen, wir ſtänden an der Schwelle der Löjung unferer 
Wirren; daß ſie nichts Anderes will, als durch uns, als conſtitutioneller 
Mantel, der Geſetzwidrigkeit Credit verleihen. (Lebhafter Beifall.) 
Ich ſage nicht, daß dem ſo iſt. Aber ich frage: Muß man bei Betrachtun⸗ 
gen deſſen, was ſeit anderthalb Jahren geſchieht, nicht zu dieſer Annahme 
gelangen? Ich geſtehe, daß ich unter ſolchen Umſtänden mehr denn je Luft 
verſpürte, zu erklären, daß wir der Regierung weder nach oben, noch nach 
unten als Deckmantel dienen wollen. (Lebhafter Beifall.) Denn, meine 
Herren, fo, wie ich glaube, daß Jeder von uns die Löſung unſerer Wirren 
aus vollem Herzen wünſcht, ebenſo iſt es meine heilige Ueberzeugung, daß 


durch die Regierung auch während der Seſſion des Landtages fortgeſetzten 
Geſetzwidrigkeit betrachtet oder gar mit der lächerlichen Rolle desjenigen be⸗ 
theilt zu werden, der ſich ſortwaßrend an der Naſe herumführen läßt. Denn 


laubt, zu ſprechen, zu ſchreiben und Reden zu hallen, aber dabei jo vorgeht, 


„Von einem dem entſprechenden Vorgehen aber hat ein wichtiger Grund 
mich zurückgehalten, jene Rückſicht, welche ich den Bewohnern des Landes und 
ihrem heiligſten Intereſſe ſchulde. Dieſes Intereſſe verlangt, daß wir, indem 
wir für unſere Rechte das Wort erheben, zugleich Alles verſuchen, was — 
nicht in unſerer Macht, denn das iſt nichts — ſondern was bei unjerer Macht⸗ 
loſigkeit noch möglich iR um fie vor der Wucht diefer neuen Geſetzwidrigkeit 
u bewahren. (Bravo! Bravo!) Darum nehme ich die Adreſſe an. (Beifall.) 
ue aber 0 ich noch meine Ueberzeugung ausſprechen, daß, wenn dieſe 

dreſſe keinen Erfolg hätte, wenn auf dieſe Adreſſe keine günſtige Antwort 
käme und die widergeſetzliche Verordnung durchgeführt würde, ich jenen 
ernſten Moment für gekommen erachten würde, wo das Abge⸗ 
ordnetenhaus nach meiner Ueberzeugung entſchieden auftreten 
und vor dem Lande und der Welt erklären müßte, daß es in der 
Verſöhnlichkeit bis zu jener Grenze gegangen ſei, mit deren 
Ueberſchreitung es feine Pflicht verletzt hätte: daß ſein feſter guter 
Wille, welcher nicht nur des Vaterlandes, ſondern des Thrones und der Bru⸗ 
deriänder Beſtes wollte, ſich an dem Widerſtande einer Regierung gebrochen, 
welche Recht und Geſetz nicht will, welche von den traurigen Ereigniſſen der 
Vergangenheit nichts gelernt und ſich krampfhaft, wie ein Ertrinkender, an den 
Trümmern des Abſolutismus feſthält; dann, glaube ich, wird das Haus 


ſagen müſſen, daß es unter ſolchen Umſtänden ſeine Thätigkeit 
nicht fortſetzen könne (ſtürmiſche Zuſtimmung), daß es für alle jene Ge⸗ 


fahren, welche Thron und Reich treffen können, diejenigen verantwortlich 
mache, welche e Verordnungen erlaſſen und durchgeführt haben. 
(Stürmiſcher Beifall.) > 
Vielleicht — und 10 wünſche dies aus vollem Herzen — wird dieſer Mo⸗ 
ment nicht eintreten; ich weiß es nicht, ob dies moglich, aber ich möchte dieſe 
Hoffnung aus keiner Bruſt ausrotten. Es kann auch ſein, daß der Fürſt be⸗ 
denkt, was für eine Vertheidigung es ſei, welche aus der Mitte einer unbe⸗ 
friedigten Nation mit Gewalt herausgeriſſen wurde und was für eine Ver⸗ 
theidigung jene iſt, welche die begeiſterten Söhne einer befriedigten Nation 
währen. Vielleicht wird der Monarch den Wahlſpruch eines ſeiner Vor⸗ 
gänger in Betracht ziehen, wonach die Liebe der Völker die ſicherſte Stütze 
des Thrones iſt, und einſehen, daß man dieſe Liebe der Völker nur durch 


Erfüllung ihrer berechtigten Forderungen behalten kann. Weil dies. möglich 


iſt, ſtimme ich für die Adreſſe, behalte mir aber nochmals meinen Standpunkt 
für den Fall vor, als die Verhältniſſe ſich anders geſtalten.“ (Anhaltendes 
Eljen.) Bei der Abſtimmung wird die Adreſſe mit allen Stimmen gegen 
eine (Nadarasz) angenommen. 

„Aus Weſtgalizien, 17. Jan. [Zu den Landtagswahlen. 
— Die polniſche Frage im nächſten Reichsrathe. — Zur 
rutheniſchen Agitation. Das ruſſiſche Conſulat in 


heit und die 
des Belagerungszuſtandes publicirt 


Zweck hat er aber doch erreicht. Wir 
von Waffen und Kriegsvorrath jeder Art vernichtet. D 
Verwundete hatten, blieben wir do 


nie an, ſondern hielt ſich hinter ſeinen Mauern, und nur dann, wenn wir ihn 
dort hinaus zu treiben unternahmen, erlitten wir Verluſte. Sie begreifen, 


\ 
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Gange. Die Betheiligung — zumal des polniſchen Elementes — iſt! daß felbft die ara dir 


eine ſehr lebhafte, weil jenes von dem Zuſammentritt des Reichsrathes 
gewiſſe Conceſſlonen bezüglich der politiſch⸗adminiſtrativen Selbſtſtändigkeit 
Galiziens erwartet. Wie wir aus competenter Quelle vernehmen, ſollen 
auch einige galiziſche Landtags⸗Abgeordnete, falls ſie in den Reichsrath 
gewählt werden, die Abſicht haben, in letzterem die eigenthümliche Lage 
der auswärtigen Politik Oeſterreichs, zumal der orientaliſchen 
Frage gegenüber, zur Sprache zu bringen, was ſelbſtverſtändlich vor⸗ 
wiegend vom polniſchen Standpunkte geſchehen ſoll. Unſere polniſchen 
Parteiführer find nämlich der Anſicht, daß die orientaliſche Frage 
nur durch die Zerſtückelung Polens und das gleichzeitige Vor⸗ 
dringen Rußlands im Weſten und Oſten Europa's entſtanden, 
weshalb die Löfung der Verwickelungen im Oriente im eng⸗ 
ſten Zuſammenhange mit der polniſchen Frage ſtehe. Dieſer Anſicht 
— unterrichtet man mich weiter — ſtimmen nicht allein alle unab⸗ 
hängigen polniſchen Führer, ſondern ſelbſt unſere hohen officiellen 
Kreiſe in Lemberg bei, welche wahrſcheinlich vom auswärtigen 
Amte in Wien in jener Richtung inſpirirt worden. Ueberhaupt ſetzen 
die galiziſchen Polen auf die Politik des Hrn. v. Beuſt große Hoffnungen. 
Die in Oſtgalizien wohnenden Ruthenen oder richtiger Kleinruſſen 
wenden dagegen alle Mühe auf, un die polniſchen Tendenzen zu durch⸗ 
kreuzen, was ſich auch deutlich in der gegenwärtigen Wahlagitation ab⸗ 
ſpiegelt. Das in Lemberg in kleinruſſiſcher Sprache erſcheinende Jour⸗ 
nal „Slowo“ ſagt es ganz trocken heraus, daß weder die in Galizien leben: 
den Kleinruſſen noch die Polen von dem ſich zerſetzenden, in ſeine Urelemente 
auflöſenden Oeſterreich etwas zu erwarten hätten. Wegen dieſen und ähnlichen 
Aeußerungen der Organe der kleinruſſiſchen Partei ift die öſterreichiſche Regie⸗ 
rung gegen jene ſehr mißtrauiſch und wachſam geworden, was auch 
unter Anderem die jüngſt ſtattgefundene Hausdurchſuchung bei dem ruthe⸗ 
niſchen Profeſſor Glowacki und die ſtrenge polizeiliche Ueberwachung 
des rutheniſchen Caſino in Lemberg beweiſen. Das Verlangen der ruſ⸗ 
ſiſchen Regierung, in Lemberg ein General⸗Conſulat errichten zu dürfen, 
kommt ſelbſtverſtändlich unſerem auswärtigen Amte im Hinblick auf die 
ruſſenfreundlich⸗rutheniſche Agitation in Galizien höchſt ungelegen. Die 
Errichtung des General⸗Conſulats wird man freilich kaum zu verhindern 
vermögen; wie wir vernehmen, wird man ſich vielmehr beſchränken 
müſſen, einige tauſend Gulden mehr aus den geheimen Fonds der 
Staatspolizei zur Ueberwachung jener ruſſiſchen Behörden in Lemberg 
anzuweiſen. — In Folge der jüngft im Königreich Polen eingetretenen 
Verſchärfung der politiſchen Polizeimaßregeln haben ſich von dort im 
Laufe der letzten zwei Wochen viele Perſonen nach Galizien geflüchtet. 
It alien. 

Nom. ueber die Neujahrs-Anſprache des Papſtes] wird 
dem Pariſer „Moniteur“ unterm 8. d. M. von hier geſchrieben: Der 
Papſt hat am Neujahrstage eine Anrede an die Perſoͤnlichkeiten und 
Körperichaften gehalten, die ihm im Vatican ihre Glüͤckwünſche dar: 
brachten. Dieſe Anreden werden jedoch nie veröffentlicht und ſo kommt 
es, daß man bei der Wiedergabe der päpſtlichen Worte in italieniſchen 
und auswärtigen Zeitungen ſeiner Phantaſie häufig völlig freien Lauf 
läßt. Pius IX. hat ſich oft über den Leichtſinn beklagt, mit dem ge⸗ 
wiſſe für ausſchließlich katholiſch ſich ausgebende Blätter die päpſtlichen 
Anſprachen nach den A een der Polemik einzurichten wiſſen. 
Der Papſt hat in dieſem Jahre von der Gegenwart und Zukunft mit 
derſelben Seelenruhe und demſelben Vertrauen geſprochen, wie während 
der franzöſiſchen Occupation. Als die Mitglieder der Conſulta ihm 
einige Befürchtungen ausdrückten, antwortete ihnen Pius mit einer Hei⸗ 
terkeit, welche alle beſorgten Stirnen entrunzelte. Der Vorſchlag To⸗ 
nello's, daß dem heiligen Stuhle die Ernennung aller Biſchöfe Italiens 
überlaſſen bleiben ſolle, gefiel dem Papſte ſehr. Vor einigen Tagen 
ſagte er zu einem Prälaten, der mit ihm hierüber ſprach: „Ich werde 
nur gemäßigte Männer auswählen.“ 

[Das Militärbudget des Kirchenſtaates] beläuft ſich für das 
Jahr 1857 auf 9 Millionen Francs, alſo etwas mehr, als der Peterspfennig 


durchſchnittlich im Jahre einbringt. Es ſollen alle Offiziere der päpſtlichen 
Armee bis zum Hauptmann aufwärts eine Zulage von 25 Franes monat⸗ 


lich erhalten. 
Spanien , 

Madrid. [Sicherheitsdecrete.] Im Miniſterrathe werden 
zwei Königliche Decrete vorbereitet, die ſich auf die öffentliche Sicher⸗ 
Preſſe beziehen und noch vor der Aufhebung 
werden ſollen, die für die 
erſten Tage des Februar angekündigt wird. Die früheren Miniſter 
Alonſo Martinez, Canovas del Caſtillo und Marquis Vega de Armiſo 
ſind vor den Gouverneur eitirt und befragt worden, ob ſie die Adreſſe 
der Congreßmitglieder an die Königin mitunterzeichnet hätten; natürlich 
haben dieſelben dieſe Frage bejaht; fie hatten indeſſen bis zum 10. noch 


keine Ordre erhalten, Madrid zu verlaſſen. Den Beſitzern von Kaffee⸗ 


äuſern und andern öffentlichen Localen iſt die Weiſung zugegangen, in 
ihren Räumlichkeiten keine politiſche Unterhaltung und am wenigſten die 
Vertheilung aufreizender Flugblätter zu dulden. Die Localbeſttzer 
und ihre Leute hatten jedes Zuwiderhandeln gegen dieſe Verbote 
den Militär: Behörden anzuzeigen, widrigenfalls ſie ſelbſt verant⸗ 
wortlich gemacht und je nach Befund vor ein Kriegsgericht geſtellt 
werden würden. Ein vertrauliches an alle Corpschefs gerich⸗ 
tetes Schreiben weiſt dieſelben an, eine Auswahl derjenigen Soldaten 
und Corporale zu treffen, auf welche ſie am meiſten rechnen zu können 
glaubten und durch dieſelben auf das Sorgfältigſte die Schritte, 
Mienen und Worte ihrer Kameraden überwachen zu laſſen. Auch 
in den Dffiziereorps ſoll ein ähnliches Ueberwachungsſyſtem eingerichtet 
ſein. Dem Marſchall Serrano (der nach anderen Nachrichten in Paris 
angekommen fein fol). werden in feinem Exile zu Mahon (Minorfa) 
die ihm gebührenden militäriſchen Ehren erwieſen. Neue Verhaftungen 
politiſcher Perſönlichkeiten ſind nicht vorgekommen; dagegen werden in 
großer Zahl Individuen aufgegriffen, die ſich nicht über ihre Subſiſtenz⸗ 
mittel auszuweiſen vermögen, a 

[Zum Streit mit Chile.] Da nach hier eingegangenen Nachrichten 
das chilo⸗peruaniſche Geſchwader die chileniſchen Gewäſſer in ſüdlicher Rich ⸗ 
tung derlaſſen hat, ſind dem Vice⸗Admiral Mendez Nunnez uene Inſtructio⸗ 
nen überſendet worden; die Fregatte „Tetuan“, welche Cadix vor einigen 
Tagen ver aſſen bat, wird wahrſcheinlich noch vor dem Einlaufen des chilo⸗ 
peruaniſchen Geſchwaders in den atlantiſchen Ocean Montevideo erreichen. 

Aſi e n. 

China. [Ueber die Expedition nach Korea] bringt der in 
Toulon erſcheinende „Meſſager du Midi“ ein Schreiben eines Franzo⸗ 
ſen, der die Expedition mitgemacht hat. Es heißt darin: 

„Wir verlaſſen Korea, um nach Japan zu gehen; unſere ſoeben vollendete 
Expedition iſt uns theuer zu ſtehen gekommen. Am 26. October verloren wir 


in einem Treffen mit den Koreanern mehrere Todte und 5 Verwundete. Am 


9. des nämlichen Monats hatten wir bei einem anderen Treffen 38, darunter 
mehrere ſchwer Verwundete. Die Zahl der verwundeten Offiziere betrug 5. 
Es war ein Wageſtück, daß Admiral Roze ſich mit einer Handvoll Seeleute 
in ein Land warf, welches 12 Millionen Einwohner zählt; aber er hat ſich 
mit Umſicht zurückgezogen, nachdem er die Lage beſſer erkannt hatte. Seinen 
11 einen befeſtigten Platz von Be⸗ 

einen königlichen Palaſt in Ruinen 95 f. und große Maſſen 
i e Regierung Korea's 
Schlage erholen. Obwohl wir nicht wenige 
ch ſtets im Vortheil. Der Feind griff uns 


deutung zerſtört, 
ird ſich nicht obald bon dieſem 
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it unzulänglich wird, wenn das Mipberhältnig 
der Kräfte gar zu groß iſt. Es wäre zu verwegen geweſen, mit den gerin⸗ 
gen, zur Verfügung ſtehenden Streitkräften weiter vorzugehen, aber dieſer 
Streifzug bleibt einer der intereſſanteſten Kriegsthaten und macht dem Ad⸗ 
miral ‚jowie allen, die daran Theil nahmen, große Ehre. Wir gehen jetzt 
nach Pokuhama, wo wir wohl bis zum Schluſſe unſerer See⸗Campagne bleiben.“ 


Amerika. 


Newyork, 29, I [Mexicaniſches.] Die Regierung in Waſhington 
wartet in Betreff der Miſſion von Campbell und Sherman geduldig auf eine 
neue Wendung der Dinge. Inzwiſchen erklären Nachrichten aus dem Norden 
von Mexico, ohne neue Mittheilung über die Stellung der Regierung des 
Juarez zu bringen, daß die Geſandtſchaft der Partei des ge ebenſo sans 
enehm wie den Imperialiſten gekommen iſt. Man hegte Verdacht, daß dies 
elbe auf eine Territorialerweiterung der Vereinigten Staaten hinausgehe und 
daß eine Annectirung der nördlichen Gebietstheile von u beabſichtigt 
werde. Bei einer feſtlichen Gelegenheit in Chihuahua am 4. Dezember er⸗ 
klärte Juarez, Mexico wolle keine fremde Intervention und die Republikaner 


hätten die Kraft und den Willen, ihr Land ſelbſt zu regieren. — Es geht das 


| 


Gerede, das Reſultat der Campbell'ſchen Miſſion ſei ganz den Erwartungen 
der Regierung gemäß ausgefallen und der franzöſiſche Geſaundte ſei mit dem 
1 55 7 dem Publikum noch unbekannten e der Sendung vertraut. 

Gleichwohl liegt nur wenig Grund vor, die ehrliche Politik der mexicaniſchen 
Regierung Juarez gegenüber zu bezweifeln, und die Täuſchung ſcheint nur 
von den Agenten des Juarez herzurühren, welche die Stärke und Popularität 
ſeiner Regierung in übertriebener Weiſe darſtellten. 

[In den Parteiverſammlungen der republikaniſchen Frac⸗ 
tion des Congreſſes] werden Maßregeln für Abſchaffung des bödhjiten 
Gerichtshofes oder für eine bedeutende Einſchränkung ſeiner Jurisdiction be⸗ 
rathen. Bei einer Zuſammenkunft, die Präſident Johnſon mit Oberſt Witherbe, 
Commiſſar für Süd⸗Carolina, hatte, erklärte er ſeinen feſten Entſchluß, den 
Plänen der Radicalen entgegenzutreten, und ſprach die zuverſichtliche Ueber⸗ 
zeugung aus, der oberſte Gerichtshof werde, eingedenk feiner Verantwortlich⸗ 
keit unter der Conſtitution, ihn dabei unterſtüßen. Gouverneur Patton in 
Alabama hat ſeinem Staate das conſtitutionelle Amendement zur Annahme 
empfohlen, doch wird die Verwerfung deſſelben durch die Staatslegislatur für 
ſicher angenommen. — Die Garniſon des — Phillip Kearny im Territo⸗ 
rium A wurde überfallen und insgeſammt, einige 90 Mann, nieder⸗ 
gemacht. 

Newyork, 1. Jan. [Das Congreß⸗Comite zur Unterſuchung 
der Tumulte in Neworleans!] macht General Sherman dafür verant⸗ 
wortlich, daß die Unruheſtifter der Strafe entronnen ſind. — e Anzahl 
Congreßmitglieder, meiſt Republikaner, finden auf ihrer Reiſe durch den 
Süden allenthalben die freundlichſte Aufnahme. — Eine Entſcheidung des 
oberſten Gerichtshofes wurde veröffentlicht, nach welcher Proceduren 
eines Kriegsgerichtes an Orten, über welche der Kriegszuſtand nicht verhängt 
iſt, ungeſetzlich ſind. 

[Mexicaniſches. — Stephens.] Nach dem „Newyork Herald“ hat 
Mr. Campbell Inſtructionen erhalten, ſeinen Verſuch zu dem Sitze der Re⸗ 
gierung des Juarez zu gelangen, zu erneuern. — Der Dampfer Don“ mit 
dem Hilfsſecretär Seward und andern Beamten an Bord, iſt im Begriffe, zu 
einer geheimen Expedition abzugehen. Das Gerücht geht, General Grant 
werde dieſelben begleiten und das Ziel ihrer Beſtimmung ſei Mexico. — 
Die „Tribune“ erklart mit Beſtimmtheit, Stephens ſei gegenwärtig in Newyork. 

* Newyork, 31. Dezember. [Ueber die Entſcheidung des 
Oberbundestribunals!], deren wir bereits Erwähnung gethan, 
ſchreibt man der „Nat. Ztg.“ von hier Folgendes: Während in Be⸗ 
treff der Reconſtructionsfrage der Congreß fo ziemlich bis zu dem Ent⸗ 
ſchluſſe gelangt war, brevi manu den ganzen von Johnſon eigen⸗ 
mächtig in die Welt geſetzten Staatsplunder im Süden hinwegzufegen, 
wirft Johnſon plötzlich eine ganz neue Trumpfkarte auf, von der kein 
Menſch geahnt hatte, daß er ſie in der Hand habe. Dieſelbe beſteht 
in einer Entſcheidung, welche das Oberbundestribunal mit 
1 Stimme Majorität abgegeben hat. Von den 9 Mitgliedern deſſelben 
ſind 4 alte Demokraten, 5 waren oder galten für Republikaner; 
von dieſen aber hat einer ſich zu den erſten geſchlagen und fo die Ma⸗ 
jorität herumgewendet. Die fragliche Entſcheidung (aus Anlaß eines 
in Indiana gegen die Verſchwörerbande der „Ritter vom goldenen 
Reifen“ ſtattgehabten kriegsrechtlichen Verfahrens gefällt) geht dahin, 
daß in keinem Staate, in welchem nicht offener Krieg beſtehe, ein kriegs⸗ 
rechtliches Verfahren ſtatthaft ſei, ſondern alle Rechtspflege durch die gewöhn⸗ 
lichen Civil⸗ und Criminalgerichte ſtattzufinden habe. — So ohne weiteren Zu: 
ſatz und ohne Erläuterung ſcheint das recht plauſibel und liberal dazu; aber 
die Folgerungen daraus haben Tragweite, vor der man erſchrecken 


muß. Sie gehen auf die Ungiltigkeit al’ und jeder Ausübung bundes⸗ 


unmittelbarer Autorität im Süden hinaus, überliefern alle Rechts⸗ 
pflege und alle Wahrung der Rechtserrungenſchaften des Krieges (d. h. 
die Zerſtörung derſelben) dem fouveränen Belieben unbekehrter Rebellen, 
machen jedes directe Einſchreiten des Bundes zu Gunſten der unter⸗ 
drückten und gemißhandelten ſchwarzen und weißen Unioniſten des Sü⸗ 
dens unmöglich und — ſtempeln überdies Herrn Johnſon ſelbſt zum 
Mörder, da er durch feine Unterſchrift das über die Mitverſchworenen 
Booths gefällte Todesurtheil vollzogen hat, während, jener Entſcheidung 
zufolge, ein Kriegsgericht gar nicht zu ihrer Aburtheilung befugt war. 
— Dieſe letztere Folgerung zieht Herr Johnſon natürlich nicht; wohl 
aber zeigt er ſich entſchloſſen, die Entſcheidung des Obertribunals als 
moͤrderiſches Hinterladungsgewehr gegen den Congreß zu verwenden. 
Er giebt zu verſtehen, daß näͤchſtens auch noch eine weitere Ent⸗ 
ſcheidung erfolgen werde, welche die Staatsorganiſationen im 
Süden als zu Recht beſtehende anerkennt und ſomit jeden Ver⸗ 
ſuch des Congreſſes, gegen jene Organiſationen einzuſchreiten, zu 
einem verfaſſungswidrigen Beginnen ſtempeln werde. Daß er im 
Voraus auf eine ſolche noch nicht erfolgte Entſcheidung pocht, deutet 
ſehr klar auf ein Spiel mit gezeichneten Karten hin. Die 
erſten praktiſchen Wirkungen, die Herr Johnſon der Entſchei⸗ 
dung des Oberbundestribunals gegeben hat, beſſehen in der unbedingten 
Freigebung des in Richmond vor ein Kriegsgericht geſtellten Meuchel⸗ 
mörders eines Negers und in der Annullirung der vom General 
Sickles für die Staaten Nord⸗ und Süd⸗Carolina erlaſſenen General⸗ 
Ordre, welche die Prügelſtrafe und die Strafe des Verkaufes 
in Sklaverei abſchaſſte. Am 19. iſt dieſe Annullirung erfolgt und 
es wird ſeitdem in Nord⸗Carolina darauf los geprügelt, daß es eine 
Art hat. Der Verkauf von Negern (wegen Polizel⸗ oder Criminal⸗ 
Vergehen) als Sklaven auf ein, zwei oder drei Jahre wird, der klarſten 
Befiimmung der civil right bill zum Tretz, ſogar in Maryland fort⸗ 
geſetzt. In Unterredungen mit Abgeſandten der ſüdlichen Rebellen hetzt 
Herr Johnſon dieſe auf, an ihrer Verwerfung des Amendements zur 
Bundesverfaſſung feſtzuhalten und dem Congreſſe zu trotzen. — So 
ſcheint er es alſo mit aller Gewalt zu einem Gonflicte bringen zu 
wollen, der nur einen Ausgang haben kann — ihn als der Felonie 
Angeklagten auf die Armeſünderbank zu bringen. 


New⸗York, 1. Jan. [„Oſtindiſche Telegraphen⸗Geſell⸗ 
ſchaft “J, unter dieſem Namen hat ſich hier eine Geſellſchaft gebildet, 
die mit einem Capital von 5 Millionen Dollars beabſichtigt, die 
Haupthäfen des chineſiſchen Reiches mit der Collins⸗Linie über die Beh⸗ 
ringsſtraße, mit St. Francisco, New⸗Nork und der ruſſiſchen Regierungs⸗ 
linie und dadurch mit St. Petersburg, London, Paris und den übrigen 
Hauptſtädten zu verbinden. Es fehlen, wie es heißt, nur noch 850 
(engliſche) Meilen an der Verbindung New⸗Norks mit Peking. 
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